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betr. Zukunftschancen der jungen Generation in der Biidung und im Beruf 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
hat mit Schreiben vom 30. April 1976 -HAI- 
0104 - 6 - 8/76 - im Namen der Bundesregierung die 
Große Anfrage wie folgt beantwortet: 

A. Zuständigkeiten im Bundesstaat 

Die Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU be- 
inhaltet in weitem Umfang Probleme, für deren 
Lösung nach dem Grundgesetz die Länder die Ver- 
antwortung zu tragen haben. Diese Tatsache über- 
geht die Opposition. Angesichts der Verantwortun- 
gen und der gegebenen Entscheidungswege im föde- 
ralistischen System ist deshalb die Große Anfrage 
der CDU/CSU nicht geeignet, den Ablauf der Ent- 
wicklung der letzten zehn Jahre und die Ursachen 
einer Reihe von Problemen und krisenhaften Er- 
scheinungen zu erklären und zu richtigen Schlüssen 
zu führen. Sie ist eher auf Verwirrung der Bürger 
angelegt und klammert wichtige Tatsachen aus, die 
für ein objektives Urteil erforderlich sind. 

Die Bundesregierung nimmt dennoch die ihr gebo- 
tene Gelegenheit wahr, dem Deutschen Bundestag 
ihre Auffassung zu den in der Großen Anfrage an- 
geschnittenen Problemen darzulegen. Die Verant- 
wortung der Länder, deren Gesetzgebungs- und 
Verwaltungskompetenzen den weitaus größten Teil 
des Bildungswesens umfassen, bleibt jedoch davon 
unberührt. Dies entspricht der tatsächlichen Kom- 
petenzverteilung im föderalistischen System. 

B. Ausgangslage 

Die umfangreiche Begründung der Großen Anfrage 
der Fraktion der CDU/CSU enthält eine Beurteilung 
der Entwicklung des Bildungswesens, die nach Auf- 
fassung der Bundesregierung lückenhaft, wider- 
sprüchlich und teilweise unzutreffend ist. 

Die Entwicklung des Bildungswesens in den ver- 
gangenen Jahren entspricht der allgemeinen Er- 
kenntnis, daß mehr Bildung und verbesserte Aus- 
bildung entscheidende Voraussetzungen sowohl für 
die Entfaltung und Selbstbehauptung des einzelnen 


I als auch für wirtschaftliches Wachstum und gesell- 
I schaftlichen Wohlstand schaffen. Der Ausbau des 
i Bildungswesens durch staatliche Leistungen folgt 
den Forderungen und Bedürfnissen der Bevölke- 
■ rung einer entwickelten Industriegesellschaft. Diese 
Öffnung des Bildungswesens dient auch dem Ab- 
bau sozialer Ungleichheiten; sie muß jetzt bewußt 
durch inhaltliche und strukturelle Änderungen er- 
gänzt werden. 

Mit dem Blick auf die Zukunft muß Vorsorge dafür 
.getroffen werden, daß auch den Jugendlichen aus 
starken Altersjahrgängen qualifizierte und an den 
, Anforderungen der Arbeitswelt orientierte Bildungs- 
angebote gemacht werden können. 

Zur Bewältigung dieser Aufgabe reicht es nicht aus, 
Schwierigkeiten zu beschreiben, ohne Lösungsvor- 
schläge zu machen. Eine Politik, die den Jugendli- 
chen unter Hinweis auf Beschäftigungsprobleme der 
kommenden Jahre ihre Bildungschancen vorent- 
hielte und ihnen den Eindruck vermittelte, sie wür- 
den in dieser Gesellschaft nicht gebraucht, wäre 
nach Auffassung der Bundesregierung unverantwort- 
lich. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die star- 
ken Jahrgänge der kommenden Jahre für die Ge- 
sellschaft nicht Belastung, sondern Chance und Her- 
ausforderung sind. Sie sieht sich deshalb zunächst zu 
folgenden Feststellungen veranlaßt: 

a) Ausbau und Öffnung des Bildungswesens 

Das Bildungswesen ist in den vergangenen Jahren 
für die jungen Menschen weiter geöffnet worden. 
Dies bestätigen gerade Eltern aus traditionell bil- 
dungsbenachteiligten Schichten, etwa aus der Land- 
bevölkerung oder aus Arbeiterfamilien, die ihre 
eigenen Bildungschancen mit denen ihrer Kinder 
vergleichen. 

Vor allem die Länder und Gemeinden, aber auch der 
Bund haben mit erheblich wachsendem finanziellem 
Einsatz dazu beigetragen, daß mehr jungen Men- 
schen bessere Bildungsangebote gemacht werden 
konnten. Die Länder tragen etwa zwei Drittel, die 
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Gemeinden knapp ein Viertel und der Bund etwa 
8 V. H. der öffentlichen Bildungsausgaben. Wäh- 
rend sich die öffentlichen Gesamtausgaben von 1965 
bis 1974 mehr als verdoppelten, stiegen die öffent- 
lichen Bildungsausgaben in diesem Zeitraum auf 
mehr als das Dreifache und wuchsen damit doppelt 
so schnell wie das Bruttosozialprodukt. 


Bund, Länder und Gemeinden bringen den weitaus 
größten Teil der Bildungsausgaben auf. Jedoch tra- 
gen auch die Unternehmen - vor allem in der be- 
ruflichen Bildung - und die freien Träger von Bil- 
dungseinrichtungen - vor allem von Kindergärten 
und in der Weiterbildung - erhebliche Beträge zu 
den Gesamtausgaben für die Bildung bei. 


Eckdaten zum Ausbau des Bildungswesens 


1960 1965 1970 1974 2) 


Schüler (Tsd.) 

8598 

(91) 

9448 

(100) 

11 006 

(116) 

12 180 

(129) 

Studenten (Tsd.) 

291 

(76) 

384 

(100) 

511 

(133) 

788 

(205) 

Lehrer 3) (Tsd.) 

263 

(87) '>) 

302 

(100) 

389 

(129) 

475 

(157) 

Wissenschaftliches Personal 
an Hochschulen (Tsd.) 

19 

(51) 

37 

(100) 

53 

(145) 

78 

(212) 

öffentliche Bildungsausgaben 
— in Mrd. DM 

9 

(56) 

16 

(100) 

28 

(175) 

53 

(341) 

— in V. H. des Öffentlichen 
Gesamthaushaltes 

10,0 

(89) 

11,2 

(100) 

14,0 

(125) 

16,6 

(148) 


In Klammern: Meßzahlen 1965 = 100 

2) Vorläufiges Ergebnis; teilweise geschätzt 

3) Vollzeitlehrer und in Vollzeitlehrer umqerechnete Teilzeitlehrer 

4) 1961 


Die in der großen Anfrage der Fraktion der CDU/ 
CSU zitierte „Bildungspolitische Zwischenbilanz" des 
Bundesministers für Bildung und Wissenschaft ent- 
hält weiteres umfangreiches Datenmaterial, das Aus- 
bau und Öffnung des Bildungswesens in den ver- 
gangenen Jahren dokumentiert. Zusätzliches, auch 
nach Ländern aufgegliedertes Material enthält u. a. 
der „Bericht '75" der Bildungskommission des 
Deutschen Bildungsrats. 

b) Statt Ausbildungsstopp: Ausbau nach innen 
Die Türen für die Jugendlichen fallen nicht zu, es 
sei denn, sie würden geschlossen. Dies gilt auch für 
die Jugendlichen aus starken Altersjahrgängen. 

Die Bundesregierung wird einer Politik der ver- 
schlossenen Türen im Interesse der Jugendlichen 
entschiedenen Widerstand entgegensetzen. Sie tritt 
deshalb für eine volle Nutzung der vorhandenen 
Kapazitäten und für eine Mobilisierung aller Aus- 
bildungsreserven ein und fordert auch die Länder 
und die Wirtschaft auf, ihren Beitrag zur Lösung die- 
ser Aufgabe zu leisten. Eine Politik des AusbiT 
dungsstopps wäre weder menschlich noch sozial 
oder ökonomisch zu vertreten. 

Die Bildungspolitik muß sich stattdessen darauf kon- 
zentrieren, den Rückstand bei den inhaltlichen Ver- 
änderungen im Bildungswesen aufzuholen. Behar- 
rungsvermögen, teilweise auch unzulängliche Hilfen 
bei der Vorbereitung sowie konservative Wider- 
stände haben in den vergangenen Jahren notwen- 
dige Veränderungen behindert. 


Maßnahmen gegen die Gefahr einer Auszehrung der 
Hauptschule, die Kurskorrektur zugunsten der be- 
ruflichen Bildung, die innere Reform der Hochschu- 
len sind wichtige Elemente dieses Ausbaus nach 
innen. Die Haltung der Bundesregierung dazu ist in 
den folgenden Abschnitten dargestellt. In diesen Be- 
reichen tragen die Länder besonders große Verant- 
wortung bei der Gesetzgebung und der Umsetzung 
gemeinsamer Planungsbeschlüsse. 

Die Bundesregierung verkennt nicht, daß mit dem 
Ausbau des Bildungswesens nicht nur Probleme 
gelöst werden, sondern auch Probleme neuer Art 
entstehen. Dies ist mit jedem großen Reformprozeß 
verbunden, der wie dieser Jahrzehnte beanspruchen 
wird. Eine junge Generation, die durch ein verän- 
dertes Bildungswesen gegangen ist, hat veränderte 
Erwartungen an die Arbeitswelt und an gesellschaft- 
liche Verhältnisse. Dieser Herausforderung muß sich 
die Gesellschaft stellen, wenn sie sich nicht von der 
Jugend und damit von ihrer eigenen Zukunft ab- 
lösen will. Die Probleme und Schwierigkeiten des 
notwendigen Veränderungsprozesses unterschätzt 
die Bundesregierung keineswegs. Sie ist allerdings 
der Auffassung, daß der gesellschaftliche Gewinn 
aus den Veränderungen die dazu notwendigen An- 
strengungen weit überwiegt. 

c) Bildung und Beschäftigungssystem 
Die Bundesregierung mißt Fragen des Zusammen- 
hangs von Bildungswesen und Arbeitswelt beson- 
dere Bedeutung zu. Eine entwickelte Industriege- 
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Seilschaft wie die Bundesrepublik Deutschland ist 
auf qualifizierte Arbeitskräfte angewiesen. Die Bun- 
desregierung beobachtet mit Sorge, daß durch unzu- 
längliche inhaltliche Reformen im Bildungswesen 
ein Auseinanderfallen der im Bildungswesen ver- 
mittelten Qualifikationen und der Anforderungen 
der Arbeitswelt zu verzeichnen ist. Hier ist Abhilfe 
dringend geboten. Auch die Arbeitsmarkt- und Be- 
rufsforschung wird dazu Hilfen geben müssen. 

Die Behauptung der Opposition, der Bildungsbericht 
'70 der Bundesregierung habe „die Entkoppelung 
der Entwicklung des Bildungswesens von der Ent- 
wicklung des Beschäftigungssystems bewußt zur bil- 
dungspolitischen Grundforderung erhoben", ent- 
behrt jedes Beleges. Der Bildungsbericht '70 führt 
vielmehr aus: „Bildungsplanung muß die Interde- 
pendenzen zwischen dem Bildungswesen und allen 
übrigen gesellschaftlichen Bereichen berücksichti- 
gen. Auch für diese Aufgabe stehen trotz einiger 
Ansätze in den Planungen der Länder keine aus- 
reichenden Instrumente zur Verfügung." 

Das Angebot an deutschen Erwerbspersonen dürfte 
von 1975 bis 1985 um ca. 850 000 zunehmen; danach 
dürfte es wieder zurückgehen. In den kommenden 
Jahren muß daher eine erhebliche Zahl neuer Aus- 
bildungs- und Arbeitsplätze geschaffen werden. 

Dies gilt für alle Qualifikationsebenen. Die Siche- 
rung eines hohen Beschäftigungsniveaus bleibt da- 
mit eine zentrale politische Aufgabe. 

Für Ausbildungsplätze muß primär in jenen Berei- 
chen gesorgt werden, in denen mittel- und länger- 
fristig voraussichtlich ein ausreichender Bedarf an 
Qualifikationen besteht. Dies darf nicht zu einer 
starren Orientierung der Bildungsangebote am 
kurzfristigen Bedarf führen, denn das müßte für die 
kommenden Jahre zur Folge haben, daß ein Teil 
der Jugendlichen ohne Ausbildung bliebe. 

Den starken Jahrgängen werden später schwache 
folgen. Darauf hat auch der Präsident des Deut- 
schen Industrie- und Handelstages in seinem Aufruf 
vom 15. März 1976 hingewiesen. Deshalb müsse 
jetzt dafür gesorgt werden, daß später genügend 
ausgebildete Fachkräfte zur Verfügung ständen. 

Selbst wenn der Bedarf an Qualifikationen hinrei- 
chend sicher bestimmt werden könnte, dürfen die 
daraus zu ziehenden Folgerungen nicht den An- 
spruch der individuellen Bildungsnachfrage und die 
sich daraus ergebende gesamtgesellschaftliche Ver- 
pflichtung nach dem Grundgesetz außer acht lassen. 

Zum Bedarf an Hochschulabsolventen hat die Bun- 
desregierung frühzeitig Untersuchungen in Auf- 
trag gegeben und veröffentlicht. Die ersten Ergeb- 
nisse wurden 1971 vorgelegt. Gegenwärtig liegen 
Bedarfsprognosen für Fachrichtungen vor, in denen 
etwa 80 v. H. aller Studenten studieren. 

Der Arbeitsmarkt für Hochschulabsolventen wird 
danach in den kommenden Jahren grundlegenden 
Veränderungen unterworfen sein: Ein Unterange- 
bot in der Vergangenheit an hochqualifizierten Ar- 
beitskräften wird in vielen Bereichen durch Sätti- 
gung oder Überangebot abgelöst werden. Auch für 
Hochschulabsolventen wird die Ausbildung in Zu- 


kunft nicht automatisch mit Status und Einkommen 
gleichgesetzt werden und eine Garantie für eine den 
bisherigen Erwartungen entsprechende Tätigkeit 
bieten können. 

Die Bundesregierung zieht aus dieser Feststelluneg 
jedoch nicht die Konsequenz, die Hochschuleinrich- 
tungen nicht voll zu nutzen. Eine Politik, die we- 
gen mangelhafter Nutzung der Hochschulen abge- 
wiesene Studienbewerber in großer Zahl in einen 
ohnehin engen Ausbildungsstellenmarkt abdrängte, 
wäre gegenüber den Jugendlichen nicht zu vertreten 
und würde vor allem zu Lasten der sozial schwäche- 
ren Bevölkerungsgruppen gehen. Die Bundesregie- 
rung sieht in diesem Zusammenhang mit Sorge die 
unverständliche Politik einer Reihe von Ländern 
gegenüber dem im Wissenschaftsrat diskutierten 
Vorschlag, durch entschiedene Studienreform und 
optimale Nutzung aller Kapazitäten den Numerus 
clausus einzudämmen und weitgehend abzubauen. 
Die Bundesregierung wird sich mit Nachdruck für 
einen baldigen Beschluß zugunsten einer solchen 
Empfehlung einsetzen. Die Bundesregierung hat 
kein Verständnis dafür, daß angesichts der enormen 
Investitionen im Hochschulbereich in Höhe von 
15,9 Mrd. DM für die Jahre 1970 bis 1975, an denen 
der Bund sich in einer bisher nicht erreichten Höhe 
beteiligt hat, die Abweisung von Studienbewerbern 
eher wachsen als zurückgehen soll. Die Bundesre- 
gierung hält es für erforderlich, nicht nur den Vor- 
schlag des Wissenschaftsrates, sondern auch die 
zahlreichen konstruktiven Vorschläge der Hoch- 
schulen zu ihrer Öffnung und zur Ausschöpfung 
ihrer Kapazitäten ernstzunehmen. 


C. Humane Schule 

Die Bundesregierung übersieht keineswegs, daß in 
einem erheblich ausgebauten Bildungswesen durch 
das Ausbleiben inhaltlicher und struktureller Ver- 
änderungen im Verantwortungsbereich der Länder 
Probleme entstehen mußten, von denen eines mit 
dem Begriff „Leistungsdruck" beschrieben wird. 

Die CDU/CSU argumentiert aber zu Fragen der Lei- 
stung im Bildungswesen widersprüchlich. So be- 
hauptet sie einerseits, die Bundesregierung sei ver- 
antwortlich für „Überforderung und steigenden 
Leistungsdruck" und beklagt andererseits einen von 
der Bundesregierung angeblich gewollten und ver- 
ursachten „Verfall des Leistungsprinzips". 

Zweifellos führt die aus den Reihen der CDU/CSU 
immer wieder nachdrücklich befürwortete enge Kop- 
pelung von Notendurchschnitt im Abitur und Zu- 
lassung zum Studium nicht nur im engeren Sinne zu 
steigendem Leistungsdruck, sondern auch dazu, daß 
Schüler ihr Lernprogramm in der Oberstufe nicht 
nur an ihren Neigungen, sondern verstärkt auch am 
Notenkalkül orientieren; auch dies behindert Entfal- 
tungsmöglichkeiten. 

Die Geschwindigkeit bei der Zunahme des mensch- 
lichen Wissens stellt die Schulen vor die Aufgabe, 
einen Ausgleich, zwischen der Forderung auf einen 
Unterricht nach dem aktuellen Wissensstand sowie 
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anderen pädagogischen Anforderungen herzustellen. 
Gelingt dieser Ausgleich nicht hinlänglich, so muß 
dies zu erheblichen Belastungen der Schüler führen. 
Die Unterbewertung kreativei, musischer, prakti- 
scher und sozialer Fähigkeiten in den schulischen 
Anforderungen führt ebenfalls zu einer Einengung 
der Entfaltungsmöglichkeiten von Kindern und Ju- 
gendlichen. 

Auf Änderungen der Strukturen und der Inhalte des 
Schulwesens kann die Bundesregierung nur im Rah- 
men der gemeinsamen Bildungsplanung nach Arti- 
kel 91 b GG hinwirken. Die tatsächliche Verantwor- 
tung für die Umsetzung der Planungen in die Schul- 
praxis tragen allein die Länder. 

Die Bundesregierung verhehlt nicht ihre Auffassung, 
daß das Ziel einer humanen Schule nicht nach dem 
Prinzip des „zeitig lenken und verteilen" erreicht 
werden sollte, wie dies in der Großen Anfrage der 
CDU/CSU vorgeschlagen wird. Die Selektion bei 
10jährigen kann zwar Reservate ohne Leistungs- 
druck für Minderheiten schaffen, dies aber nur auf 
Kosten der Mehrheit, der Chancen mit der Begrün- 
dung vorenthalten werden, man nehme Rücksicht 
auf ihre individuelle Begabung. Diese ist bei lOj üb- 
rigen keineswegs so eindeutig feststellbar, daß dar- 
auf nahezu unwiderrufliche Schul- und Lebensent- 
scheidungen gegründet werden können. Ein als für- 
sorglich ausgegebenes Motiv gerät so in die Gefahr, 
anstatt sozialer Gerechtigkeit der Verfestigung ge- 
sellschaftlicher Strukturen und als Begründung da- 
für zu dienen, die erreichte, aber noch unvollkom- 
mene soziale Öffnung des Bildungswesens rück- 
gängig zu machen. Dies würde zum Ziel einer offe- 
nen, demokratischen und freiheitlichen Gesellschaft 
in grundlegendem Widerspruch stehen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß ein 
offenes und durchlässiges Schulsystem diesem Ziel 
eher gerecht wird als ein System voneinander ab- 
geschotteter Schullaufbahnen, die den Jugendlichen 
nicht hinreichend Raum zur Entfaltung bieten und 
sie zu frühzeitig festlegen. Die Bundesregierung 
weiß sich mit allen Ländern darin einig, daß das 
herkömmliche Schulsystem den Anforderungen an 
Offenheit und Durdilässigkeit nicht hinreichend ge- 
recht wird und deshalb weiter entwickelt werden 
muß. Dabei geht es darum, daß Schularten nicht ge- 
sellschaftliche Güteklassen bleiben. Die Verantwor- 
tung der Länder für die inhaltliche Ausgestaltung 
des Schulwesens umfaßt auch die Aufgabe, zugleich 
soziale Gerechtigkeit und Humanität in den Schulen 
zu verwirklichen. 

Die Bundesregierung hat ihre Vorstellungen zur 
Veränderung von Strukturen und Inhalten wieder- 
holt im Deutschen Bundestag, vor der Öffentlichkeit 
und fortlaufend in der Arbeit der Bund-Länder- 
Kommission für Bildungsplanung verdeutlicht. Sie 
kann sich deshalb hier auf einige ihr vorrangig er- 
scheinende Schwerpunkte beschränken. 

— Beim Übergang vom Spielen zum Lernen müssen 
mehr und wirkungsvollere Hilfen angeboten 
werden. Im Modellversuchsprogramm von Län- 
dern und Bund ist dafür eine Vielzahl von Vor- 
aussetzungen bereits geschaffen, die durch die 


Länder in die Praxis der breiten Anwendung 
umgesetzt werden müssen. 

— Der drohenden Auszehrung der Hauptschule 
entgegenzuwirken, ist eine vordringliche Auf- 
gabe der Länder. Sie kann nach aller Erfahrung 
nur gelöst werden, wenn durch praxisbezogene 
Inhalte neue und stärkere Anstöße für die Lern- 
motivation von Schülern gegeben werden, deren 
Erfahrungswelt weniger als die anderer Schüler 
durch eine sprachlich-historisch orientierte Um- 
welt geprägt ist. Diese praxisbezogenen Inhalte 
müssen gleichwertig neben die herkömmlichen, 
stark vom Gymnasium geprägten Inhalte treten. 
Das gilt auch für ihre Bewertung in den Abschlüs- 
sen. Wer Hauptschülern nach dem Schulabschluß 
keine oder nur unzulängliche Alternativen bie- 
tet, fördert die Entwicklung der Hauptschule zur 
„Restschule", mangelnde Leistungsbereitschaft 
und Schulmüdigkeit. Die Reform des Abschluß- 
systems ist deshalb eine vorrangige Aufgabe. 
Die Sicherung des Ausbildungsplatzangebots in 
Betrieben und Schulen muß sie ergänzen. 

Die Länder müssen Lernangebote in Arbeitslehre 
und Technik, anwendungsnahen mathematischen 
und naturwissenschaftlichen Unterricht gerade in 
der Hauptschule verstärken und neue Verfahren 
der Vermittlung einführen. Auf diesen Gebieten 
liegt auch ein Schwerpunkt der Modellversuchs- 
förderung durch den Bund. 

Der Bund beabsichtigt darüber hinaus, die Zu- 
sammenarbeit von Künstlern mit Schulen zu un- 
terstützen. 

Kreativität und soziales Lernen bedürfen in allen 
Schulen der Förderung. Die Hauptschule kann 
hier Impulse auch für die anderen Schulen geben. 

— Auch in der Oberstufe muß die einseitige Orien- 
tierung der Bildungsgänge überwunden werden. 
Die Entwicklung doppeltqualifizierender Bil- 
dungsgänge in der Oberstufe, die neben einer 
Studienberechtigung eine berufliche Qualifika- 
tion vermitteln, verläuft gegenwärtig in den Län- 
dern nur schleppend. Bei Versuchen zur Einfüh- 
rung und Ausgestaltung solcher Bildungsgänge 
hat der Bund 90 v. H. der Modellversuchskosten 
übernommen, um die Entwicklung verstärkt vor- 
anzubringen. 

Die Sicherung und Verbesserung der beruflichen 
Bildung ist von entscheidender Bedeutung dafür, 
daß ein Gleichgewicht der Bildungswege erreicht 
wird, von denen jeder reale Alternativen für 
Berufs- und Lebenschancen eröffnen muß. 

— Veränderungen in der Mittel- und Oberstufe 
müssen ergänzt werden durch eine Neuorientie- 
rung der Weiterbildung. Statt immer längerer 
Erstausbildung muß mehr Raum für Weiterbil- 
dung geboten werden. Leistungsdruck in den 
Schulen und Orientierung am Notendurchschnitt 
statt an Neigungen sind nur zu überwinden, 
wenn Vielfalt der Chancen an die Stelle von Ein- 
für-alle-Mal-Entscheidungen tritt. In der Weiter- 
bildung bedeutet das, daß Angebote für bildungs- 
benachteiligte Gruppen stärkeres Gewicht erhal- 
ten müssen. 
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D, Kurskorrektur zugunsten der beruflichen Bildung 

Die Kurskorrektur zugunsten der beruflichen Bildung 
ist von der Bundesregierung zunächst unter heftiger 
Kritik aus den Reihen der Opposition eingeleitet 
worden. So erklärten die Abgeordneten Pfeifer und 
Dr. Gölter noch am 18. Oktober 1974 im Deutsch- 
land-Union-Dienst, der Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft solle „sich nicht damit begnügen, 
sich mehr oder weniger ausschließlich der beruflichen 
Bildung zu widmen''. 

Die Opposition hat bisher vorwiegend Vorschläge 
für unzusammenhängende ad-hoc-Maßnahmen vor- 
gelegt; ihre Haltung zu wichtigen Strukturfragen der 
beruflichen Bildung ist widersprüchlich. Die Bundes- 
regierung verfolgt demgegenüber ein Gesamtkon- 
zept für die Kurskorrektur zugunsten der beruf- 
lichen Bildung. Ihre klare Entscheidung für ein 
System der Berufsausbildung in Betrieb und Schule 
macht es notwendig, dieses System durch Fortent- 
wicklung zu sichern und zu stärken. Deshalb verfolgt 
die Bundesregierung eine konsequente Politik der 
Stabilisierung, Erweiterung und qualitativen Ver- 
besserung des Ausbildungsplatzangebots und des 
Ausbaus der beruflichen Schulen. Wer alles beim 
alten läßt, programmiert den Kollaps des herkömm- 
lichen dualen Systems. 

1976 wird die Zahl der Schüler, die einen Ausbil- 
dungsplatz suchen, letztmalig im Bundesdurchschnitt 
ungefähr dem Stand der Vorjahre entsprechen. Ab 

1977 werden sich bis weit in die 80er Jahre hinein 
die geburtenstarken Jahrgänge der 60er Jahre aus- 
wirken und eine erhebliche Steigerung der Nach- 
frage an Ausbildungsplätzen aller Art hervorrufen. 
Im Jahre 1980 werden weit über 100 000 Absolven- 
ten der Mittelstufe mehr als 1975 die Schulen verlas- 
sen. Ein großer Teil von ihnen wird betriebliche 
Ausbildungsplätze suchen. Tritt keine Änderung des 
Verhaltens der Schulabgänger ein, so wird der 
Bedarf an betrieblichen Ausbildungsplätzen bis 1980 
um insgesamt mindestens 200 000 gegenüber heute 
anwachsen. 

Es kommt deshalb entscheidend darauf an, in diesem 
Jahr die notwendigen Voraussetzungen zu schaffen, 
um allen Jugendlichen auch in den folgenden Jahren 
qualifizierte Ausbildungsmöglichkeiten in ausrei- 
chender Zahl zu sichern. Bund und Länder stimmen 
in der Auffassung überein, daß neben dem Ausbau 
und der Verbesserung der Ausbildung in Betrieb und 
Schule auch nicht-duale Formen der Berufsausbil- 
dung in beruflichen Vollzeitschulen ausgebaut wer- 
den müssen. 

a) Beruf shildungsgesetz 

Wesentliche Grundlagen der Kurskorrektur zugun- 
sten der beruflichen Bildung sind das vom Deutschen 
Bundestag am 9. April 1976 verabschiedete Berufs- 
bildungsgesetz und der von den Regierungschefs 
von Bund und Ländern beschlossene Stufenplan zu 
Schwerpunkten der beruflichen Bildung. 

Das Berufsbildungsgesetz soll ein Finanzierungs- 
system schaffen, das bei unzureichendem Angebot 
an Ausbildungsplätzen zu einem Kostenausgleich 
zwischen ausbildenden und nichtausbildenden Betrie- 


ben beiträgt und ein ausreichendes Ausbildungs- 
platzangebot sichern soll. Dieses Finanzierungs- 
system hat die Opposition bisher abgelehnt. 

Auf dem 22. Parteitag der CDU in Hamburg im No- 
vember 1974 wurde beschlossen: „Die jetzige Form 
der Finanzierung der außerschulischen Berufsbildung 
durch die ausbildenden Betriebe führt zu Ungerech- 
tigkeiten und Strukturverzerrungen. Sie ist durch 
ein Finanzierungsverfahren zu ersetzen, das die 
Verbesserung der Ausbildung durch eine gerechte 
Verteilung der Ausbildungslasten unter Berücksich- 
tigung des Prinzips der Selbstverwaltung gewähr- 
leistet." 

Die gegenwärtige ablehnende Haltung der Oppo- 
sition zur überbetrieblichen Finanzierung der beruf- 
lichen Bildung steht somit im Widerspruch zu eige- 
nen Parteitagsbeschlüssen. 

Das Berufsbildungsgesetz soll die gegenwärtige 
Überbürokratisierung der beruflichen Bildung in 
zahllosen Gremien mit zersplitterter Verantwortung 
ablösen durch eine einheitliche Adresse für die wich- 
tigsten Berufsbildungsfragen, wobei Staat und Wirt- 
schaft verantwortlich mitwirken sollen. Die Oppo- 
sition will beides nicht. Sie will der Wirtschaft sogar 
weniger Mitwirkungsrechte als das gegenwärtig 
geltende Recht geben und wirft zugleich der Bundes- 
regierung „Verstaatlichung" vor. 

Den Jugendlichen ist nicht damit geholfen, wenn im 
nachhinein festgestellt wird, wie viele von ihnen 
keinen Ausbildungsplatz bekommen haben. Ge- 
braucht werden rechtzeitig Übersichten über Nach- 
frage und Angebot, gebraucht werden Instrumente, 
um bei Bedarf auch handeln zu können. Deshalb soll 
das neue Berufsbildungsgesetz bessere Grundlagen 
für Planung und Statistik schaffen. 

h) Stufenplan von Bund und Ländern 
Mit dem von den Regierungschefs von Bund und 
Ländern am 11. Juli 1975 beschlossenen Stufenplan 
zu Schwerpunkten der beruflichen Bildung sind wich- 
tige Entscheidungen für die berufliche Bildung ge- 
troffen worden. 

Nach dem Stufenplan sollen bis 1978 

— 80 000 Plätze im Beruf sgrundbildungsjahr 

— 20 000 Plätze für berufsbefähigende Bildungs- 
gänge 

— 27 000 überbetriebliche Ausbildungsplätze 
geschaffen werden. 

Außerdem soll nach den Planungen 

— der Berufsschulunterricht im ersten Ausbildungs- 
jahr von 8,4 auf in der Regel bis zu 12 Wochen- 
stunden ausgeweitet, 

— der Lehrermangel an den Berufsschulen durch 
rasch wirksame Maßnahmen abgebaut, 

— die räumliche Ausstattung je Schülerplatz erheb- 
lich - um 25 V. H. - verbessert 

werden. 

Dementsprechend hat die Bundesregierung ein 
neues Programm für den Bau, die Planung und die 
sachgemäße Ausstattung von überbetrieblichen Aus- 
bildungsstätten vorgelegt. Dieses Programm hat be- 
reits Planungsvorhaben in allen Bereichen der Klein- 
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und Mittelbetriebe des Handwerks, der Industrie 
und der Landwirtschaft in Bewegung gebracht. 

Die Arbeiten an einem bundesweiten Bedarfs- und 
Standortplan sind 1975 in Zusammenarbeit mit den 
Ländern aufgenommen worden. Die Ergebnisse der 
Standortbewertung liegen vor. 

1974 wurden für das Programm 29 Mio DM, 1975 
wurden 166 Mio DM bewilligt bzw. rechtlich ver- 
pflichtend gebunden. Von den 27 000 bis 1978 zu 
schaffenden überbetrieblichen Ausbildungsplätzen 
sind bereits 11 000 Plätze sowie 3300 weitere Werk- 
stattplätze im Bau bzw. fertiggestellt. Gegenwärtig 
liegen über 100 Anträge und Bauanzeigen mit einer 
Antragssumme von über 200 Mio DM vor. Für die 
Jahre 1974 bis 1979 sind an Bundesmitteln insgesamt 
600 Mio DM vorgesehen. 

Für die Errichtung und den Ausbau von Ausbil- 
dungs-, Fortbildungs- und Umschulungsstätten wer- 
den darüber hinaus im 4. Rahmenplan der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" im Planungszeitraum 1975 bis 1978 
insgesamt 168,9 Mio DM zur Verfügung gestellt 
werden. 

Der Stufenplan zu Schwerpunkten der beruflichen 
Bildung enthält den notwendigen Beitrag des Staa- 
tes zum Ausbau des beruflichen Bildungswesens, vor 
allem im Hinblick auf die notwendigen Investitio- 
nen und das erforderliche Personal (Berufsschulleh- 
rer). Die Förderung des Ausbaus überbetrieblicher 
Ausbildungsstätten zeigt den Willen der Bundes- 
regierung, ihren aus diesem Stufenplan erwachsen- 
den Verpflichtungen nachzukommen. 

Die Bundesregierung sieht die Gefahr, daß die Län- 
der mit der Erfüllung ihrer Aufgaben aus dem 
Stufenplan in Verzug geraten. So fehlen noch heute 
weithin für den Ausbau des Berufsgrundbildungs- 
jahres konkrete Planungen 

— zur Organisationsform, 

— zu den Berufsfeldern, in denen der Ausbau statt- 
finden soll. 

Auch der Abbau des Berufsschullehrermangels erfor- 
dert rasche und erhebliche Anstrengungen der Län- 
der. 

Die Bundesregierung ist deshalb der Auffassung, daß 
der Stufenplan mit einem konkreten Realisierungs- 
konzept unterlegt werden sollte. 

Mit zusätzlich 400 Millionen DM wird der Bund von 
diesem Jahr an bis 1979 den Ausbau von Ausbil- 
dungskapazitäten fördern. Der Haushaltsausschuß 
des Deutschen Bundestages hat einstimmig beschlos- 
sen, in den Einzelplan des Bundesministeriums für 
Bildung und Wissenschaft einen entsprechenden 
Titel „Investitionen zur Schaffung zusätzlicher Aus- 
bildungskapazitäten im Rahmen des Stufenplans zu 
Schwerpunkten der beruflichen Bildung" einzustel- 
len. Danach werden in diesem Jahr 60 Millionen DM 
für diesen Zweck veranschlagt. Für die folgenden 
drei Jahre sind weitere 340 Mio DM vorgesehen. 

Die jetzt beschlossene Bereitstellung zusätzlicher 
Mittel in Höhe von 400 Millionen DM ist ein weite- 
rer wesentlicher Beitrag des Bundes zur Sicherung 
und Weiterentwicklung der beruflichen Bildung. 


c) Gestaltung der Berufsausbildung 

Die inhaltliche Neugestaltung von Bildungsgängen 
in Ausbildungsordnungen dient der Sicherung der 
Qualität und der Quantität unserer beruflichen Bil- 
dung. Es ist ein leider auch von der Opposition ver- 
breiteter Irrtum, daß mehr Ausbildungsplätze einfach 
durch eine globale Senkung der Qualität der beruf- 
lichen Bildung geschaffen werden könnten. Dem muß 
nachdrücklich widersprochen werden. 

Seit der Verkündung des Berufsbildungsgesetzes im 
Jahre 1969 wurden bis Ende 1975 insgesamt 52 Aus- 
bildungsordnungen für mehr als 600 000 Jugendliche 
in 89 Berufen erlassen. Außer der Neugestaltung von 
Ausbildungsgängen werden mit der Anerkennung 
neuer Ausbildungsberufe auch zusätzliche Ausbil- 
dungsplätze geschaffen. 

Der Bund fördert zahlreiche Modellversuche zur 
Erprobung neuer Ausbildungsmöglichkeiten in Schu- 
len und Betrieben. 1975 wurden 95 Modellvorhaben 
an Berufsschulen und 59 in Betrieben gefördert. Die 
Schwerpunkte der Förderung liegen in Projekten 
einer breiten beruflichen Grundbildung und bei dop- 
peltqualifizierenden Bildungsgängen, die neben 
einer Studienberechtigung eine berufliche Qualifi- 
kation vermitteln. 

Gegenwärtig ist das Verfahren der Abstimmung von 
Ausbildungsordnungen für die betriebliche Ausbil- 
dung und Rahmenlehrplänen für die schulische Aus- 
bildung schwerfällig und unflexibel. Die Verbesse- 
rung des Abstimmungsverfahrens ist ein wichtiges 
Ziel des vom Deutschen Bundestag am 9. April 1976 
verabschiedeten Berufsbildungsgesetzes. 

d) Kurzfristige Maßnahmen zur Verbesserung der 
Ausbildungsstellensi tuation 

Niemand kann es gegenüber den Jugendlichen sowie 
im Hinblick auf die wirtschaftliche Leistungsfähig- 
keit und . die soziale Sicherheit in unserem Lande 
verantworten, wenn ein Teil der Jugend existentiel- 
ler Unsicherheit und beruflicher Ungewißheit über- 
lassen wird. Vor diesem Hintergrund sind die kurz- 
fristigen Maßnahmen der Bundesregierung zur Ver- 
besserung der Situation der Jugendlichen zu sehen. 
Sie fügen sich ein in das langfristige Reformpro- 
gramm zur beruflichen Bildung. 

Auf Grund der Erklärung der Bundesregierung zur 
Ausbildungsstellensituation vom 22. Januar 1975 
wurden mit der ausbildenden Wirtschaft Verhand- 
lungen geführt und besondere regionale Aktionen 
eingeleitet, um das Ausbildungsplatzangebot zu ver- 
bessern. Großunternehmen, auf die die Bundesregie- 
rung Einfluß nehmen kann, bieten zusätzliche Aus- 
bildungsplätze an. Die Post stellt über den Eigen- 
bedarf hinaus Ausbildungsplätze zur Verfügung, 
Post und Bahn bieten Wirtschaftsunternehmen gegen 
Kostenerstattung Ausbildungskapazitäten an, zu 
denen der Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft Zuschüsse leistet. 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat 1975 rund 2,9 Mrd 
DM für die Förderung der beruflichen Bildung zur 
Verfügung gestellt. Der Bund hat den Haushalt der 
Bundesanstalt für Arbeit im Haushaltsjahr 1975 mit 
insgesamt 7,29 Mrd DM ausgeglichen. Die Bundes- 
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anstalt wurde damit in Stand gesetzt, auch im Jahre 
1975 ihre Maßnahmen zur Förderung der beruflichen 
Bildung fortzuführen und zu verstärken. 

Das Bundeskabinett hat darüber hinaus am 28. Ja- 
nuar 1976 ein Sonderprogramm zur Durchführung 
zusätzlicher Maßnahmen mit einem finanziellen Um- 
fang von 300 Millionen DM beschlossen. Die Mittel 
werden aus dem Bundeshaushalt bereitgestellt. Die- 
ses Programm enthält arbeitsmarktpolitische und 
bildungspolitische Maßnahmen. Bildungspolitische 
deshalb, weil der unmittelbare Zusammenhang zwi- 
schen Qualifikation und Sicherheit des Arbeitsplat- 
zes nicht zu übersehen ist: Wer langfristig die Be- 
schäftigungschancen der Jugendlichen verbessern 
will, muß möglichst vielen Jugendlichen eine mög- 
lichst qualifizierte, abgeschlossene Berufsausbildung 
ermöglichen. Mit 100 Millionen DM für den bildungs- 
politischen Teil werden 

— bei Bundesbehörden sowie insbesondere bei Bahn 
und Post zusätzliche Ausbildungsplätze ungebe- 
ten, 

— Ungleichgewichte im Ausbildungsplatzangebot 
durch intensivere Nutzung überbetrieblicher und 
außerbetrieblicher Ausbildungsplätze abgebaut 
und 

— finanzielle Hilfen für die Fortsetzung von Aus- 
bildung gegeben, die durch Betriebsstillegungen 
und -einschränkungen abgebrochen werden muß- 
te. 

200 Millionen DM erhält die Bundesanstalt für 
Arbeit. Damit sollen vor allem zusätzliche Maßnah- 
men zur individuellen Förderung der Berufsvorbe- 
reitung, der beruflichen Fortbildung und der beruf- 
lichen Umschulung arbeitsloser Jugendlicher ohne 
Berufsausbildungsabschluß finanziert werden. Die 
Arbeitsämter können in diesen Fällen Lohnersatz- 
leistungen und besondere Kosten, wie Kosten für 
Fahrt, Lernmittel, Unterbringung usw., zahlen. Wei- 
tere Hilfen sollen über die normale institutionelle 
Förderung hinaus auch zugunsten leistungsgemin- 
derter Jugendlicher, ohne Ausbildungsplatz sowie 
für die Berufsausbildung behinderter Jugendlicher 
geleistet werden. 

E. Reform der Hochschulen 

Auch die Haltung der CDU/CSU zu hochschulpoliti- 
schen Fragen ist widersprüchlich. Die Widersprüch- 
lichkeit wird z. B. darin deutlich, daß die Fraktion 
der CDU/CSU in ihrer Großen Anfrage einerseits 
„schlechte Studienchancen'' und andererseits schlech- 
te Arbeitsmarktchancen für Hochschulabsolventen 
beklagt und zudem davon spricht, „wichtiges volks- 
wirtschaftliches Kapital" werde vergeudet, wenn die 
Studienangebote auch an der Nachfrage der Studien- 
bewerber orientiert werden, wie es das 1969 vom 
damaligen Bundesminister für wissenschaftliche For- 
schung, Dr. Stoltenberg, vorgelegte und im Deut- 
schen Bundestag mit den Stimmen der CDU/CSU 
verabschiedete Hochschulbauförderungsgesetz vor- 
sieht. 

Tatsache ist, daß heute über 800 000 junge Menschen 
studieren können gegenüber unter 400 000 noch 1965. 


Die Bundesregierung hat die im Bildungsgesamtplan 
von Bund und allen Ländern beschlossenen Ziele 
für die Zahlen der Studienbewerber und der Stu- 
denten immer als Ausbau-Richtwert, aber auch als 
den Ausbau konsolidierende und stabilisierende 
Begrenzung verstanden. Die Bundesregierung ist 
deshalb vielfältiger Kritik der Opposition ausgesetzt 
gewesen. 

Die Bundesregierung stellt fest, daß gegenwärtig 
sowohl bei den Zahlen der Studienbewerber wie - 
in weitaus größerem Ausmaß ~ der Studenten die 
Vorausschätzungen der Länder die Zielwerte des 
Bildungsgesamtplans deutlich überschreiten. Diese 
Entwicklung hat ihre Ursachen im Verantwortungs- 
bereich der Länder bzw. der von ihnen getragenen 
Einrichtungen. 

Die Zahl der Studienbewerber wächst schneller als 
vorgesehen, weil die strukturellen Veränderungen 
im Schulwesen, vor allem die Reform der Oberstufe, 
nicht ausreichend vorangekommen sind. 

Die Zahl der Studenten wächst schneller als vorgese- 
hen, weil die Umstrukturierung des Studiensystems 
entsprechend dem Bildungsgesamtplan, die Verkür- 
zung der Studiengänge durch Studienreform, die 
Verbesserung der Organisation des Hochschulall- 
tags, die Sicherung einer wirksamen Studienbera- 
tung an allen Hochschulen nicht entscheidend voran- 
gekommen sind und das Zulassungsverfahren des 
Staatsvertrags der Länder zu Fehlentwicklungen wie 
dem „ Parkstudium'' geführt hat. 

a) Ausbau der Hochschulen 

Die Rahmenpläne für den Hochschulbau werden 
jährlich im Planungsausschuß von Bund und Ländern 
unter Mitwirkung des Wissenschaftsrates beschlos- 
sen. 

Für den Hochschulbau wurden in den Jahren von 
1970 bis 1975 insgesamt 15,9 Mrd. DM aufgewendet. 
1975 standen rund 700 000 Studienplätze für deutsche 
und ausländische Studenten nach den Flächenricht- 
werten des Planungsausschusses für den Hochschul- 
bau zur Verfügung. Der Ausbau der Hochschulen 
wurde von Bund und Ländern gemeinsam geplant, 
gemeinsam beschlossen und gemeinsam finanziert. 
Die Bundesregierung hat sich im Planungsausschuß 
für den Hochschulbau für eine realisitische Hodi- 
schulplanung eingesetzt und sich daher beispiels- 
weise gegen die Aufnahme neuer Lehramtsstudien- 
plätze in den Rahmenplan für den Hochschulbau 
ausgesprochen. Die dafür vorgesehenen Mittel soll- 
ten nach Auffassung des Bundes für dringlichere 
Vorhaben eingesetzt werden. Die Bundesregierung 
hält die vom Wissenschaftsrat empfohlene und im 
Planungsausschuß für den Hochschulbau jetzt fest- 
gelegte Zielzahl von 850 000 Studienplätzen für sach- 
gerecht; auch unter dem Gesichtspunkt, daß der not- 
wendige Ausbau der beruflichen Bildung erhebliche 
Anforderungen an die finanzielle Leistungsfähigkeit 
von Bund und Ländern stellt. 

b) Bessere Nutzung der Hochschulen 

Die Kapazitäten in den Hochschulen dürfen nicht 
heruntergerechnet, sondern müssen besser genutzt 
werden. 
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Die Bundesregierung hat bereits 1972 im Planungs- 
ausschuß für den Hochschulbau konkrete, terminierte 
Vorschläge zur besseren Nutzung der Hochschul- 
kapazitäten vorgelegt. 

1974 wurden im 4. Rahmenplan für den Hochschul- 
bau Maßnahmen zur intensiveren Nutzung der Hoch- 
schulen beschlossen. Dazu gehören 

— Intensivere Raumnutzung und Verlängerung der 
Vorlesungszeit, 

— Festlegung der Lehrverpflichtung; Entlastung des 
Lehrpersonals von Verwaltungsaufgaben; Vergü- 
tung von zusätzlichen Lehrleistungen, 

— Verkürzung der Verweildauer im Hochschulbe- 
reich: Einschränkung des Fachwechsels und des 
Zweitstudiums sowie der Übergangsmöglichkei- 
ten von den Fachhochschulen zu anderen Hoch- 
schulen; Verkürzung der Studienzeit: Straffung 
von Studiengängen und Prüfungen, verstärkter 
Einsatz von Fernunterricht, 

— Verbesserung der Studienberatung. 

Der Bund hat zur Umsetzung dieser Beschlüsse mit 
dem Hochschulrahmengesetz und Änderungen des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes Beiträge ge- 
leistet. Er wird den Aufbau von Betriebssteuerungs- 
systemen im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
Hochschulbau mitfinanzieren. 

Die Umsetzung der Beschlüsse ist jedoch Sache der 
Länder. Den Kultusministern liegt nunmehr eine 
Anfrage der Finanzministerkonferenz nach dem er- 
reichten Stand vor. Die Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung arbeitet gegenwärtig an Untersu- 
chungen zur Verbesserung der Effizienz im Bildungs- 
wesen; einen Schwerpunkt der Untersuchungen bil- 
det der Hochschulbereich. 

Die Bundesregierung hat aus ihr vorliegenden Un- 
terlagen der Länder und Hochschulen den Eindruck 
gewonnen, daß das zur besseren Nutzung der Hoch- 
schulen Erreichte und Veranlaßte noch nicht befrie- 
digen kann. 

c) Studienreform 

In der Studienreform müssen Länder und Hochschu- 
len zügig vorankommen. Die Studienzeiten dürfen 
nicht - wie bisher - immer länger, sie müssen kürzer 
werden. Die Studiengänge müssen weniger speziali- 
siert aber zugleich stärker praxisorientiert sein. So 
können wachsende Probleme beim Übergang in die 
Arbeitswelt vermindert werden. Der Rückzug darauf, 
es bestehe für eine Neuordnung des Studiensystems 
gegenwärtig kein Klima, wie der baden-württember- 
gische Kultusminister formuliert hat, käme einei 
Kapitulation vor einer unbestreitbar schwierigen 
Aufgabe gleich. Eine solche Kapitulation wäre vor 
den Hochschulangehörigen, den Studienbewerbern 
und der Bevölkerung nicht zu vertreten. 

Das Hochschulrahmengesetz regelt wichtige Grund- 
lagen für die überfällige Studienreform, so etwa für 
die Straffung des Studiums, die Differenzierung der 
Studieninhalte, mehr Praxisbezug in den Studien- 
gängen. Die Einführung von Regelstudienzeiten ist 
eine notwendige Vorgabe für die Auswahl der Stu- 
dieninhalte. In dafür geeigneten Fachrichtungen sind 


nach dem Hochschulrahmengesetz Studiengänge ein- 
zurichten, die in drei Jahren zu einem ersten berufs- 
qualifizierenden Abschluß führen. 

Der Bund fördert die Studienreform durch Modell- 
versuche. Die Umsetzung des Hochschulrahmengeset- 
zes ist jedoch in erster Linie Aufgabe der Länder und 
der Hochschulen. Die im Hochschulrahmengesetz 
vorgesehenen Studienreformkommissionen müssen 
nunmehr von den Ländern rasch eingerichtet und in 
die Lage versetzt werden, ihre Arbeit aufnehmen; 
jeder Verzug bei der Entwicklung heuer Studien- 
ordnungen durch die Hochschulen und bei ihrer 
Genehmigung durch die Länder würde die ohnehin 
langen Fristen bis zum Wirksamwerden der Reform 
weiter verlängern. 

d) Neues Zulassungsverfahren 

Angesichts des erheblichen Ausbaus der Hochschu- 
len, den der Bund seit 1970 mit 7,9 Mrd DM geför- 
dert hat, äußert die Bundesregierung die Erwartung, 
daß die Länder in ihrem Verantwortungsbereich 
auch durch Studienreform und bessere Nutzung der 
Kapazitäten entschlossenere Beiträge zur Eindäm- 
mung und zum Abbau des Numerus clausus leisten. 
Das Zulassungsverfahren nach dem Staatsvertrag 
der Länder vom 20. Oktober 1972 hat sich in zuneh- 
mendem Maße als für die Betroffenen nicht mehr 
verständlich und als starr und ungerecht erwiesen. 

Es wird zu Recht als ein Instrument staatlicher Re- 
glementierung und Mängelverwaltung und nicht als 
Hilfe bei der Ausweitung von Studienchancen emp- 
funden. Das Hochschulrahmengesetz enthält die 
rechtlichen Grundlagen für ein neues Zulassungsver- 
fahren, das das System des Staatsvertrages ablösen 
soll: 

— Soweit es auf die Abiturnoten ankommt, soll 
nicht mehr nur der Notendurchschnitt, sondern 
auch das individuelle Leistungsprofil gewertet, 
geringfügige Notenunterschiede können als 
gleichrangig behandelt werden. 

— In Fächern mit besonders hohem Bewerberüber- 
hang soll neben dem Abitur das Ergebnis einer 
ergänzenden Eignungsfeststellung maßgeblich für 
die Zulassung sein. 

— „Parkstudien“ werden nicht mehr als Wartezei- 
ten gewertet; damit wird das Ausufern der Zulas- 
sungsbeschränkungen eingedämmt sowie die 
Verweildauer an den Hochschulen verkürzt. 

Diese Grundlagen müssen nun von den Ländern mit 
der gebotenen Dringlichkeit durch Rechtsverordnun- 
gen ausgefüllt werden. 

F. Bildungsplanung und Bildungsfinanzierung 

Die Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU be- 
faßt sich mehrfach mit dem Bildungsbericht '70 der 
Bundesregierung und dem Bildungsgesamtplan von 
Bund und Ländern. Die Bundesregierung sieht sich 
veranlaßt, Verzeichnungen in der Darstellung der 
Opposition entgegenzutreten, um den Deutschen 
Bundestag und der Öffentlichkeit eine zutreffende 
Beurteilung zu ermöglichen. 
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a) Bildungsgesamtplan als Grundlage gemeinsamer 
Politik 

Bund und Länder haben 1973 gemeinsam und ein- 
stimmig den Rahmen für den weiteren Ausbau des 
Bildungswesens ini Bildungsgesamtplan festgelegt. 
Danach sollen 47 v. H. bis 50 v. H. ~ also etwa die 
Hälfte - aller Schüler im Jahre 1985 Vollzeitschulen 
der Oberstufe besuchen. 20 v. H. bis 23 v. H. sollen 
sich in studienbezogenen Bildungsgängen befinden, 
10 V. H. bis 12 V. H. sollen doppelt- (für Studium und 
Beruf) qualifizierende Bildungsgänge durchlaufen, 
für 15 V. H. bis 17 v. H. sollen berufsqualifizierende 
Bildungsgänge in Vollzeitschulen zur Verfügung 
stehen. Im Bildungsbericht '70 heißt es: „Der zweite 
Abschluß, das , Abitur IL . . . umfaßt allgemeine und 
berufsbezogene Bildungsgänge sowie Kombinatio- 
nen aus beiden Bereichen ... Im Laufe der vor uns 
liegenden Dekade sollen die Voraussetzungen dafür 
geschaffen werden, daß etwa die Hälfte eines Jahr- 
gangs das Abitur II erwerben kann . . .'L 

Die von Bund und allen Ländern im Bildungsgesamt- 
plan beschlossenen Zielwerte stimmen somit wie in 
anderen Bereichen im wesentlichen mit den Zielvor- 
steilungen des Bildungsberichts '70 der Bundesregie- 
rung überein. Weder im Bildungsbericht '70 noch im 
Bildungsgesamtplan ist von einem herkömmlichen 
Abitur für die Hälfte eines Altersjahrgangs die 
Rede. Entsprechende Behauptungen sind wahrheits- 
widrig. Die Bundesregierung bedauert, daß die Ent- 
wicklung der Oberstufe entsprechend dem Bildungs- 
qesamtplan nicht hinreichend vorangekommen ist, 
sondern strukturelle und inhaltliche Einseitigkeiten 
zu verzeichnen sind. 

Die Kultusminister der CDU/CSU hatten ihrerseits 
zur Verabschiedung des Bildungsgesamtplans er- 
klärt, es komme „jetzt darauf an, alle weiteren 
Reformmaßnahmen von diesem gemeinsam erarbei- 
teten Fundament aus in Angriff zu nehmen. In der 
Aufgabe, darüber zu wachen, daß dieses Konzept 
nicht wieder in Frage gestellt wird, sehen CDU und 
CSU ihre besondere Verpflichtung"'. Wer heute diese 
Zielvorstellungen kritisiert, muß sich fragen lassen, 
ob er sich dieser Verpflichtung entzieht und ob der 
Bildungsgesamtplan für ihn weiterhin gemeinsame 
Grundlage der Bildungspolitik von Bund und Län- 
dern sein soll. 

b) Abweichungen von Planung und Trend in 
Oberstufe und Hochschulen 
Im Bildungsbericht '70 war die Zahl der deutschen 
Studenten aufgrund von Angaben des Wissenschafts- 
rates und der Ständigen Konferenz der Kultusmini- 
ster der Länder für 1975 auf 612 000, die Zahl der 
deutschen Studienanfänger auf 115 000 vorausge- 
schätzt worden. Der Bildungsgesamtplan rechnet für 
1975 mit 617 000 deutschen Studenten, jedoch bereits 
mit 163 500 Studienanfängern. Tatsächlich betrug die 
Zahl der deutschen Studenten 1975 knapp über 
800 000, die Zahl der Studienanfänger 185 000. 

Hätten sich die Zahlen der Studenten und der Stu- 
dienanfänger im Rahmen der Planungen im Bil- 
dungsbericht '70 und im Bildungsgesamtplan gehal- 
ten, wäre somit tatsächlich im großen ganzen der 
Numerus clausus im Jahre 1975 überwunden gewe- 


sen. Gründe für die Abweichungen wurden bereits 
erläutert. Die Bundesregierung weist erneut auf die 
Dringlichkeit der Aufgabe hin, die Entwicklung in 
Oberstufe und Hochschule in bessere Übereinstim- 
mung mit den-Planungen zu bringen. 

c) Bildungsbudget 

In der Regierungserklärung der CDU-geführten Lan- 
desregierung zur Einbringung des Bildungsgesamt- 
plans in den Landtag von Rheinland-Pfalz wird zum 
„Bildungsbudget" ausgeführt: „Es bedurfte der Ent- 
wicklung eines zeitlich abgestuften Systems von 
Kostenberechnung und Finanzierungsplanung, das 
allerdings nur für den mittelfristigen Zeitraum den 
Anspruch auf ein Budget im engeren Sinne erheben 
kann, für den längerfristigen Zeitraum bis 1985 
jedoch nur einen Kostenrahmen dar stellt." Diese 
Betrachtungsweise entspricht auch der Auffassung 
der Bundesregierung, auf deren Vorschläge diese 
Anlage des „Bildungsbudgets" zurückging. Im mit- 
telfristigen Zeitraum, den der Bildungsgesamtplan 
bis 1975 definierte, wurde der im Bildungsgesamt- 
plan gesetzte Finanzrahmen ausgefüilt. 

d) Gefahren für die gesamtstaatliche 
Bildungsplanung 

Zusammenfassend weist die Bundesregierung darauf 
hin, daß gerade sie selbst immer wieder kritische 
Entwicklungen des Bildungswesens dargestellt, kon- 
krete Maßnahmen dagegen und ihre rasche Durch- 
führung gefordert hat. Es ist aber nach den Erfah- 
rungen der ielz Len Jahre nicht zu verkennen, daß 
unter den Bedingungen im föderalistischen System 
mit einer Tendenz zum Vertagen und Verschleppen 
fälliger Entscheidungen, der unheilvollen Wirkung 
des Vetos eines einzelnen Landes oder von Grup- 
pen von Ländern und angesichts der Konkurrenz 
einer Vielfalt von Gremien die Entwicklung im Bil- 
dungswesen zu Unzufriedenheit und Ungeduld An- 
laß gibt. Die Bundesregierung weist auf ein beson- 
ders schwerwiegendes Beispiel hin, wenn sie an das 
Schicksal der langjährigen Bemühungen um eine 
Neuordnung der unabhängigen Beratung im Bil- 
dungswesen erinnert. Nachdem die von der Union 
geführten Länder durch Nicht-Handeln in unverant- 
wortlicher Weise das Ende des Deutschen Bildungs- 
rates herbeigeführt hatten, konnte im November 
1975 ein Abkommen zwischen zehn Regierungschefs 
der Länder und dem Bundeskanzler unterzeichnet 
werden, das die Grundvoraussetzungen für ein neues 
System der Beratung enthält. Dieses gültige Abkom- 
men kann seitdem nicht vollzogen werden, weil das 
Land Bayern, das als einziges das Abkommen nicht 
unterzeichnet hat, durch formelle Vorbehalte den 
Beginn entsprechender Arbeiten in der Bund-Länder- 
Kommission für Bildungsplanung behindert und die 
anderen von der CDU/CSU regierten Länder dieses 
Verhalten trotz ihrer Unterschrift unter das Abkom- 
men dulden oder begünstigen. Sie gefährden damit 
die Handlungsfähigkeit des Föderalismus. So wie 
hier ein Land ein gültiges Abkommen unterlaufen 
kann, werden vielfach auch andere Vereinbarungen 
auf dem Gebiet der Bildungspolitik entweder nicht 
eingehalten oder von vornherein so angelegt, daß 
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nicht Vereinheitlichung und verbesserte Wirkung, 
sondern Verzögerung fälliger Entscheidungen und 
isoliertes Handeln begünstigt werden. Durch eine 
Fortsetzung dieser Praxis können die drängenden 
Probleme der Bildungspolitik nicht gelöst und die 
berechtigten Ansprüche der Bürger nicht befriedigt 
werden. 

Die Bundesregierung hätte es begrüßt, wenn die 
Opposition sich diesen Schwächen bei der Durchfüh- 
rung einer gesamtstaatlichen Bildungsplanung ge- 
stellt hätte, statt sie zu verdrängen und die Bundes- 
regierung mit den Folgen der Versäumnisse anderer 
zu konfrontieren. 

Im einzelnen beantwortet die Bundesregierung die 
Fragen wie folgt: 


1. Zu den Chancen der jungen Generation, bis 
Mitte der 80er Jahre einen Ausbildungs- 
bzw. Arbeitsplatz zu erhalten 
I. 1. Teilt die Bundesregierung die Ansicht der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, daß eine 
kontinuierliche erhebliche Steigerung der 
Investitionen in der deutschen Wirtschaft 
Voraussetzung ist für die Bewältigung der 
gegenwärtigen auch die Jugendlichen be- 
treffenden Probleme auf dem Arbeitsmarkt 
und zugleich für eine Sicherung des Aus- 
bildungsplatzangebots in der Zukunft? 

Ja. Die Bundesregierung hat diese Frage im übri- 
gen im Jahreswirtschaftsbericht 1976 (Drucksache 
7/4677) bereits beantwortet. Dort ist ausgeführt: „Die 
Weltwirtschaft ist in den letzten Jahren in eine 
schwere Krise geraten, von der sie sich nur langsam 
und bei engem Zusammenwirken der wichtigsten 
am weltwirtschaftlichen Geschehen beteiligten Län- 
der wieder erholt. Die Wirtschafts ent Wicklung in 
der Bundesrepublik Deutschland kann nur in diesem 
Zusammenhang gesehen und beurteilt werden.“ 

Im Jahreswirtschaftsbericht 1976 ist die insgesamt - 
auch im internationalen Vergleich ~ erfolgreiche 
Politik der Bundesregierung zur Bewältigung der aus 
den Veränderungen in der Weltwirtschaft entstan- 
denen Probleme dargestellt. 

Im Jahreswirtschaftsbericht 1976 heißt es weiter: 
„Da in den nächsten Jahren geburtenstarke Jahr- 
gänge ins Berufsleben eintreten, wird die Zahl deut- 
scher Erwerbspersonen zum ersten Mal seit den 
fünfziger Jahren wieder zunehmen. Der Bedarf an 
neuen Arbeitsplätzen wächst daher beträchtlich. Er 
erfordert in erster Linie eine nachhaltige Verstär- 
kung der Investitionstätigkeit, was nicht zuletzt 
ausreichende Erträge der Unternehmen und länger- 
fristig eine deutliche Begrenzung der Kreditaufnah- 
me der öffentlichen Hand voraussetzt. Dabei geht 
es letztlich darum, im Rahmen der marktwirtschaft- 
lichen Ordnung die Wirtschaftsstruktur so anzu- 
passen und weiterzuentwickeln, daß die deutsche 
Wirtschaft auch in Zukunft sich auf die veränderten 
Marktbedingungen einstellen und im internationalen 
Wettbewerb bestehen kann. Nur so kann auch mit- 


telfristig die Beschäftigungslage verbessert und das 
Risiko neu auftretender Arbeitslosigkeit vermindert 
werden." 

Die Bundesregierung geht im übrigen davon aus, 
daß Investitionen auch in die Qualifikation des 
Nachwuchses geleistet und mehr Ausbildungsplätze 
bereitgestellt werden müssen. 


I. 2, Teilt die Bundesregierung die Ansicht der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, daß die Si- 
cherung des Ausbildungspiatzangebots in 
Zukunft auch ein vorbehaltloses Bekenntnis 
zum dualen System der Berufsausbildung 
voraussetzt? 

Die Haltung der Bundesregierung zum System der 
Berufsausbildung kann keinem Zweifel unterliegen. 
In der Regierungserklärung vom 17. Mai 1974 heißt 
es: „ In der Bundesregierung denkt niemand daran, 
das bewährte zweispurige System der beruflichen 
Bildung, also die gemeinsame Verantwortung von 
Staat und Wirtschaft, abzuschaffen . . . Wir wollen 
für unsere jungen Menschen nicht weniger, sondern 
mehr Ausbildungsplätze in Werkstätten und Büros, 
die eine qualifizierte Berufsausbildung ermöglichen." 
Dieser klaren Aussage ist nichts hinzuzufügen. 

Die Bundesregierung ist im übrigen der Auffassung, 
daß das Ausbildungsplatzangebot nicht durch Be- 
kenntnisse, sondern nur durch konkrete Maßnah- 
men gesichert werden kann. Auf die Ausführungen 
unter D. wird verwiesen. 


I. 3. Teilt die Bundesregierung die Ansicht der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, daß die Ver- 
unsicherung der ausbildenden Betriebe 
neben konjunkturellen und strukturellen 
Ursachen auch darauf beruht, daß die be- 
triebliche Ausbildung in den letzten Jahren 
von Gegnern des gegenwärtigen dualen Be- 
rufsbildungssystems immer wieder diffa- 
miert worden ist? 

Kein Bereich des Bildungswesens kann von vorne- 
herein außerhalb jeder Möglichkeit zur Kritik ge- 
stellt werden. Gegen unsachliche und pauschale Kri- 
tik an der Berufsausbildung in Schulen und Betrie- 
ben hat sich die Bundesregierung wiederholt ge- 
wandt und die Ausbildungsleistungen der Wirtschaft 
ausdrücklich anerkannt. 

Der Bunde saus schuß für Berufsbildung hat sich am 
6, März 1974 ausführlich mit den Gründen für den 
Rückgang des Ausbildungsplatzangebots beschäftigt. 
In der Analyse dieser Gründe durch den Bundesaus- 
schuß findet sich die hier von der Opposition formu- 
lierte Ansicht nicht. Die Bundesregierung sieht kei- 
nen Anlaß, von dieser Analyse des Bundesausschus- 
ses für Berufsbildung abzuweichen. 


10 



Deutsdaer Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/5099 


I. 4. Hält die Bundesregierung trotz der allseiti- 
gen Ablehnung ihres Berufsbildungsgesetz- 
entwurfs durch die Sachverständigen und 
durch die in der Berufsbildung Verantwort- 
lichen immer noch an ihrer Ansicht fest, 
daß sie mit diesem Gesetzentwurf die Zahl 
der Ausbildungsbetriebe erhöht? Besteht 
nach Ansicht der Bundesregierung nicht 
vielmehr die Gefahr, daß durch die vorge- 
sehene Uberbürokratisierung und den un- 
nötigen Perfektionismus in der beruflichen 
Bildung die beabsichtigten zusätzlichen An- 
forderungen an die Ausbilder, die Ausbil- 
dungsordnungen und die Ausbildungsbe- 
triebe sowie durch die vor allem bereits 
ausbildende Betriebe belastende Berufs- 
bildungsabgabe die Zahl der Ausbildungs- 
plätze noch weiter zurückgeht? 

Die Bundesregierung hält das vom Deutschen Bun- 
destag am 9. April 1976 verabschiedete Berufsbil- 
dungsgesetz für notwendig, wenn das Ausbildungs- 
platzangebot stabilisiert und ausgebaut werden soll. 
Auf die Ausführungen unter D. wird Bezug genom- 
men. 

Die Bundesregierung würde es begrüßen, wenn die 
Diskussion über die notwendige Reform der beruf- 
lichen Bildung sachlich und weniger mit Schlagwor- 
ten geführt werden könnte, wie sie auch in der Frage 
gebraucht werden. 

Die Opposition verwendet in der Öffentlichkeit das 
Schlagwort „Atomisierung", wenn im Berufsbil- 
dungsgesetz Regelungen vorgesehen werden, die 
eine Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Be- 
trieben in der Ausbildung erleichtern sollen. Zur 
Kooperation mit anderen Betrieben in der Ausbil- 
dung hat der Präsident des Deutschen Industrie- und 
Handelstages die Betriebe ausdrücklich aufgefordert. 
Die Opposition verwendet das Sdilagwort „Uber- 
bürokratisierung", wenn im Berufsbildungsgesetz 
Regelungen vorgesehen sind, die die gegenwärtige 
Zersplitterung von Gremien und Verantwortungen 
zugunsten einer einheitlichen Adresse für die wich- 
tigsten Berufsbildungsfragen überwinden sollen. 

Die Opposition verwendet in der Öffentlichkeit das 
Schlagwort „Verschulung", wenn überbetriebliche 
Ausbildungsstätten zur Ergänzung der Ausbildung 
in kleineren und spezialisierten Betrieben besonders 
gefördert werden. Zur Nutzung der Hilfen durch 
überbetriebliche Ausbildungsstätten hat der Präsi- 
dent des Deutschen Industrie- und Handelstages die 
Betriebe ausdrücklich aufgefordert. 

Die Behauptung der Opposition, die im Berufsbil- 
dungsgesetz vorgesehene Finanzierungsregelung be- 
laste „vor allem bereits ausbildende Betriebe", ist 
unzutreffend, über 40 v. H. der Auszubildenden ler- 
nen in Betrieben, die zu der vorgesehenen Berufs- 
bildungsabgabe wegen der Freibetragsregelung gar 
nicht herangezogen werden, jedoch Zuschüsse zu den 
Ausbildungskosten erhalten können. In den anderen 
Ausbildungsbetrieben stehen der zu zahlenden Ab- 
gabe die jeweils gewährten Zuschüsse zu den Kosten 
der Berufsausbildung gegenüber. Nur Betriebe, die 
nicht ausbilden, zahlen allein die Abgabe, ohne aus 
dem Aufkommen Zuschüsse erhalten zu können. 

Diese Regelung kommt vor allem den vielen ausbil- 
denden kleinen und mittleren Betrieben, insbeson- 


dere im Handwerk, zugute. 

Ebenso unzutreffend ist die Behauptung, das vom 
Deutschen Bundestag verabschiedete Gesetz enthalte 
„zusätzliche Anforderungen an die Ausbilder." 

Solche unzutreffenden Behauptungen oder schlag- 
wortartigen Begriffe dienen nach Auffassung der 
Bundesregierung der Sache nicht: Sie führen zu einer 
Emotionalisierung der Diskussion und zu einer Ver- 
unsicherung der Betroffenen. 


1. 5. Wie sieht die Bundesregierung zu der im 
Mai 1975 in Nordrhein- Westfalen durchge- 
führten Repräsentativerhebung, aus der sich 
ergibt, daß 16 v. H, der derzeit ausbilden- 
den Betriebe weniger oder gar nicht mehr 
ausbilden würden, wenn das im Regierungs- 
entwurf für das neue Berufsbildungsgesetz 
vorgesehene Finanzierungssystem einge- 
führt würde? 

Die in der Frage enthaltene Interpretation der Un- 
tersuchung stimmt mit den Untersuchungsergebnis- 
sen nicht überein. Nach der Untersuchung wird im 
übrigen die Einführung des Blockunterrichts in den 
Berufsschulen mehr als doppelt so negativ bewertet 
wie die vorgesehene Finanzierungsregelung. In der 
Einleitung zum Untersuchungsbericht ist jedoch aus- 
geführt, „daß sich aus unserer Erhebung nicht exakt 
ablesen läßt, welche Auswirkungen die zur Zeit dis- 
kutierten Reformmaßnahmen auf lange Sicht haben 
werden." 

Die Bundesregierung weist darauf hin, daß nach der 
Infas-Lehrstättenerhebung vom Oktober 1974 bei 
Maßnahmen zur Erhöhung der Ausbildungsbereit- 
schaft finanzielle Hilfen an zweiter Stelle der Nen- 
nungen stehen. Bessere Abstimmung von Schule und 
Betrieb steht an erster Stelle; in der oben erwähnten 
Untersuchung wird auch diese noch negativ bewer- 
tet. Die Bedeutung von Finanzierungsregelungen 
für die Stabilisierung und Erweiterung des Ausbil- 
dungsplatzangebotes kommt in der Infas-Lehrstät- 
tenerhebung klar zum Ausdruck. 


I. 6. Wie beurteilt die Bundesregierung die 
Chance, daß Schulabgänger, insbesondere 
aus Haupt-, Real- und Sonderschulen, einen 
Ausbildungsplatz erhalten werden oder in 
Anlernverhältnissen in den kommenden 
Jahren vom Arbeitsmarkt auf genommen 
werden können? 

I. 7. Wie beurteilt die Bundesregierung die Ge- 
fahr, daß den Real- oder Hauptschülern, 
Arbeits- oder Ausbildungsplätze deshalb 
weggenommen werden, weil Hochschulab- 
solventen und Abiturienten in Arbeits- und 
Ausbildungsplätze drängen, die bisher 
Nicht-Abiturienten Vorbehalten waren? Was 
gedenkt die Bundesregierung hiergegen zu 
tun? 

Die Bundesregierung wird darauf hinwirken, daß 
allen Jugendlichen eine ihrer Qualifikation entspre- 
chende Ausbildung ermöglicht wird. Die Bundes- 
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regierung hat einleitend dargelegt, daß große An- 
strengungen von Bund, Ländern und Wirtschaft not- 
wendig sein werden, um den Schulabgängern aus 
den starken Jahrgängen ein qualifiziertes Bildungs- 
angebot machen zu können. Der Ausbau von beruf- 
lichen Schulen und überbetrieblichen Ausbildungs- 
stätten entsprechend dem Stufenplan zu Schwer- 
punkten der beruflichen Bildung, das Inkrafttreten 
des Berufsbildungsgesetzes, die bessere Nutzung der 
Hochschulkapazitäten sind wesentliche Elemente des 
Notwendigen. Wird das Notwendige getan, so kann 
die Aufgabe bewältigt werden, den Schulabgängern 
ihre Chancen zu sichern. 

Der Wettbewerb von Abiturienten und Hochschul- 
absolventen mit Absolventen anderer Bildungsgän- 
ge um Ausbildungsplätze und Positionen im Beschäf- 
tigungssystem wird zunehmen. Dadurch werden aber 
den Absolventen anderer Bildungsgänge nicht Plätze 
„weggenommen", da die Gesamtzahl der Jugend- 
lichen durch die Verschiebung der Anteile der Ju- 
gendlichen, die in die verschiedenen Bildungswege 
gehen, nicht verändert wird: Ein Gymnasiast mehr 
bedeutet einen Hauptschüler weniger. 

Ergänzend ist darauf hinzuweisen, daß der langjäh- 
rige Rückgang des Ausbildungsplatzangebotes be- 
reits sehr viel früher zu Ausbildungsplatzrisiken 
geführt hätte, wenn nicht einem wachsenden Anteil 
der Jugendlichen Ausbildungsmöglichkeiten in Volt- 
zeitschulen der Oberstufe und in Hochschulen gebo- 
ten worden wären. 

„Anlernverhältnisse" gibt es nach geltendem Recht 
nicht. Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, inso- 
weit das geltende Recht zu ändern. Auf die Antwort 
zu IV. 3 und IV. 4 wird verwiesen. 


I. 8. Teilt die Bundesregierung die Ansicht der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, daß die im 
Bildungsbericht 70 gewollte Entkoppelung 
von Bildungs- und Beschäftigungssystem 
eine wesentliche Ursache für die genannten 
Schwierigkeiten ist, und was unternimmt 
die Bundesregierung, um hier eine Kurs- 
korrektur vorzunehmen? 

Die Frage geht von einer unzutreffenden Behaup- 
tung aus. Auf die Ausführungen unter B. c) wird 
hingewiesen. 


I. 9. Hält die Bundesregierung in diesem Zusam- 
menhang an der in der sogenannten „Bil- 
dungspolitischen Zwischenbilanz" des Bun- 
desministers für Bildung und Wissenschaft 
vom Februar 1976 getroffenen Aussage fest, 
daß die im Bildungsbericht 70 formulierten 
Grundsätze auch Grundlage der Bildungs- 
politik in den kommenden Jahren sein müs- 
se? Gilt dies auch für das Ziel, 50 v. H. eines 
Altersjahrgangs mit dem Abitur 11 auszu- 
statten? 

Auch diese Frage enthält unzutreffende Behauptun- 
gen. Auf die Antwort zur vorstehenden Frage und 
die Ausführungen unter E. wird Bezug genommen. 


I.IO. Teilt die Bundesregierung die Ansicht der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, daß die bes- 
sere Abstimmung von Biidungswesen und 
Beschäftigungssystem auch eine Verände- 
rung der Laufbahn- und Besoldungsstruk- 
turen im öffentlichen Dienst mit umfassen 
muß, und worauf ist es zurückzuführen, daß 
die Bundesregierung auf diesem Gebiet seit 
1969 keine konkreten Maßnahmen ergriffen 
hat? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
bessere Abstimmung zwischen Bildungs- und Be- 
schäftigungssystem alle Maßnahmen umfassen muß, 
die dazu beitragen können, Ungleichgewichten zwi- 
schen beiden Bereichen entgegenzuwirken. 

Zwischen dem System unseres Bildungswesens und 
der Gestaltung von Berufszugängen und -wegen im 
öffentlichen Dienstrecht bestehen enge Wechsel- 
beziehungen, insbesondere hinsichtlich der Zuord- 
nungen von Bildungsabschlüssen zu bestimmten 
Regeleinstiegen in den Laufbahnen. Näheres hierzu 
hat die Bundesregierung schon anläßlich der Unter- 
richtung des Parlaments betr. Berufs-/Laufbahnre- 
form ausgeführt. (Drucksache 7/1129 vom 19. Okto- 
ber 1973, Abschnitte I, II Nr. 3 und III Nr. 5.) Dem 
voraus ging der Beschluß des Deutschen Bundes- 
tages vom 27. Februar 1970, eine Studienkommis- 
sion unabhängiger Fachleute zur Erarbeitung von 
Vorschlägen für eine zeitgemäße Weiterentwicklung 
eines modernen öffentlichen Dienstes zu berufen. 
Die Fragen der Reform des Laufbahn- und Bezah- 
lungssystems wurden dadurch von Anfang an in 
einen größeren Zusammenhang gestellt. 

Die Arbeitsergebnisse der von der Bundesregierung 
eingesetzten Studienkommission für die Reform des 
öffentlichen Dienstrechts, der auch ein Mitglied der 
Fraktion der CDU/ CSU angehörte, sind im Mai 1973 
vorgelegt worden. Der Kommissionsbericht machte 
allen Verantwortlichen die große inhaltliche, zeit- 
liche und kostenmäßige Spannweite der vorgeschla- 
genen Reformmaßnahmen deutlich. Ebenso sichtbar 
wurde die Vielfalt der sachlich-systematischen Zu- 
sammenhänge und Abhängigkeiten, insbesondere 
auch gegenüber dem Bildungsbereich, und das dar- 
aus abzuleitende Ausmaß der notwendigen Grund- 
lagenarbeiten. Die einsetzende Diskussion erweckte 
einerseits die Erwartung, die Dienstrechtsreform 
werde in einem einmaligen Akt sowohl Grundsatz- 
probleme, die sich aus dem Nebeneinander von 
Beamten, Angestellten und Arbeitern im öffent- 
lichen Dienst ergeben, lösen als auch eine Neuord- 
nung in allen Teilen des öffentlichen Dienstrechts 
bringen. Andererseits führte die zunehmende Fi- 
nanznot und die Diskussion um die Höhe des An- 
teils der Personalkosten an den öffentlichen Haus- 
halten zu der Erwartung, die Dienstrechtsreform 
werde sich auf Maßnahmen zur Kostensenkung kon- 
zentrieren. Demgegenüber begreift der vom Bundes- 
minister des Innern im November 1975 an die Betei- 
ligten in Bund und Ländern sowie an die Gewerk- 
schaften und ihre Spitzenorganisationen versandte 
Entwurf eines Aktionsprogramms zur Dienstrechts- 
reform die Reform des öffentlichen Dienstrechts als 
eine ständige Aufgabe und setzt unter Beachtung 
der Zusammenhänge und Abhängigkeiten Prioritä- 
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ten für die sofort in Angriff zu nehmenden Arbeiten. 
Von den in dem Programm genannten Vorhaben 
stehen insbesondere die Fortentwicklung des Lauf- 
bahnsystems, die Verbesserung der Aus- und Fort- 
bildung, die stärkere Ausrichtung der Bezahlung an 
den Anforderungen der Dienstposten sowie die Ver- 
besserung der Instrumente zur Personalsteuerung 
und Bezahlung in enger Beziehung zu den Entwick- 
lungen im Bildungswesen. 

Daneben hat die Bundesregierung auch gesetzliche 
Initiativen ergriffen. So legt § 18 des Bundesbesol- 
dungsgesetzes (BBesG) in der ihm durch das Zweite 
Gesetz zur Vereinheitlichung und Neuregelung des 
Besoldungsredits in Bund und Ländern gegebenen 
Fassung vom 23. Mai 1975 nunmehr als tragenden 
Grundsatz der Besoldung fest, daß die Funktionen 
nach den mit ihnen verbundenen Anforderungen 
sachgerecht zu bewerten und Ämtern zuzuordnen 
sind. Die Ausbildung des öffentlichen Bediensteten 
wird danach für die besoldungsmäßige Bewertung 
nur insoweit berücksichtigt, als sie Voraussetzung 
ist, um die Anforderungen der wahrgenommenen 
Funktion erfüllen zu können. (Zum Problem der 
Ämterbewertung vgl. im übrigen den Bericht der 
Bundesregierung vom 6. November 1972, Drucksache 
7/6.) 

In § 20 Abs. 2 Satz 3 BBesG ist die Bundesregierung 
außerdem ermächtigt worden, durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates Funktionen 
den Ämtern zuzuordnen. Zur Zeit werden in einzel- 
nen Arbeitsgruppen einer Bund-Länder-Bewertungs- 
kommission für zahlreiche Verwaltungsbereiche Vor- 
entwürfe für derartige Funktionszuweisungsverord- 
nungen erarbeitet. 

Schließlich ist in dem Entwurf eines Zweiten Geset- 
zes zur Änderung beamtenrechtlicher Vorschriften 
- Drucksache 7/2204 - erstmalig vorgeschrieben, daß 
die Zuordnungen von Bildungsabschlüssen zu den 
Laufbahnen sich nach den Anforderungen zu richten 
haben, die für die Wahrnehmung der Aufgaben in 
der jeweiligen Laufbahn erfüllt sein müssen. 


II. Zur Verwirklichung von mehr Chancengerechtigkeit im 
Bildungswesen 

Die Bundesregierung hat einleitend die Gefahr deut- 
lich gemacht, die damit verbunden ist, wenn „Huma- 
nität" und „Chancengleichheit" in einen Gegensatz 
gebracht werden. Die Forderung, „nicht jedem den 
gleichen, sondern jedem seinen Weg zu eröffnen", 
bleibt schillernd, wenn zugleich die Bildungswege 
unterschiedlich bewertet und unterschiedlichen Bil- 
dungswegen unterschiedliche Chancen zugeordnet 
werden. Die Bundesregierung tritt für individuelle 
Entfaltung in einem differenzierten Bildungssystem 
ein. Deshalb verfolgt sie eine Politik, die die Gleich- 
wertigkeit verschiedener Bildungswege fördert. Des- 
halb will sie mehr Raum für Weiterbildung statt für 
überlange Erstausbildung, damit Neigungen und 


Interessen die Wahl von Bildungswegen wieder stär- 
ker bestimmen können als die unterschiedlichen 
„Berechtigungen", die in der Erstausbildung erwor- 
ben werden. 


11. 1. Teilt die Bundesregierung die Ansicht der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, daß einem 
differenzierten Arbeits- und Wirtschafts- 
system ein differenziertes Bildungswesen 
entsprechen muß? 

Ja. 


11. 2. Teilt die Bundesregierung infolgedessen 
die Ansicht der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion, daß im Gegensatz zum Bildungsbericht 
70 nicht die Auflösung unterschiedlicher 
Schularten, sondern ihr eigenständiger Aus- 
bau dem Gebot der chancengleichen Förde- 
rung gerecht wird? 

Nein. Ein differenziertes Bildungswesen ist nicht 
durch Eigenständigkeit von Institutionen, sondern 
durch die Vielfalt von Bildungsangeboten gekenn- 
zeichnet, die unterschiedliche Begabungen und Nei- 
gungen berücksichtigen, entwickeln und fördern. 


II. 3. Teilt die Bundesregierung die Ansicht der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, daß durch die 
Ausgestaltung des Begriffs Chancengleich- 
heit in einer Weise, die die unterschied- 
lichen Begabungen, Neigungen und Fähig- 
keiten des einzelnen nicht berücksichtigt 
und nur das Abitur sowie die Hochschul- 
ausbildung als letztlich bildungs- und ge- 
sellschaftspolitisch erstrebenswert ansieht, 
eine Entwicklung eingetreten ist, die zur 
Überforderung und zu steigendem Lei- 
stungsdruck im Bildungswesen führen 
mußte? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der 
Weg über das Abitur nicht der „Königsweg" der 
Bildung bleiben darf und der Weg über die beruf- 
liche Bildung ein „Trampelpfad". Deshalb verfolgt 
die Bundesregierung eine Politik, die mehr Gleich- 
wertigkeit für die berufliche Bildung erreichen will. 
Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Opposition 
den Begriff „Chancengerechtigkeit" dem Begriff 
„Chancengleichheit" vorzieht. Soweit eine intensive 
und individuelle Förderung entsprechend den Inter- 
essen und Fähigkeiten aller Lernenden gemeint ist 
- dies ist die Ausgestaltung des Begriffs Chancen- 
gleichheit im Bildungsbericht 70 der Bundesregie- 
rung -, erscheint der Bundesregierung die Begriffs- 
wahl zweitrangig. Allerdings ist sie überrascht, daß 
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die Opposition sich auch insoweit vom Bildungsge- 
samtplan zu distanzieren scheint, in dem der Begriff 
der Chancengleichheit ausdrücklich hervorgehoben 
wird. 

Auf die Ausführungen unter C. wird Bezug genom- 
men. 


II. 4. Welche konkreten Maßnahmen hat die Bun- 
desregierung, um Abiturienten, die nicht in 
Hochschulen eintreten können, entsprechend 
attraktive berufliche Bildungswege zu eröff- 
nen, nachdem sie selbst im Bildungsbericht 
'70 für die Hälfte der Jugendlichen, die nach 
ihren Vorstellungen den Sekundarabschluß 
II erwerben sollten, solche Ausbildungs- 
möglichkeiten vorsieht? 

Der Bund fördert die Entwicklung neuer Bildungs- 
wege in Modellversuchen. Für Modellversuche in 
der beruflichen Bildung hat der Bund 40 Mio DM im 
Haushaltsjahr 1975 bereitgestellt, das waren 57 v. H. 
mehr als 1974, Die Anträge der Länder reichten je- 
doch nicht aus, um diesen Betrag auszuschöpfen. 

Das Angebot selbst ist im wesentlichen Sache der 
Länder; jedoch werden auch mit Einrichtungen der 
Wirtschaft unmittelbar Modellversuche durchge- 
führt. Auf die Ausführungen unter C. und E. wird 
Bezug genommen. Die Zielvorstellungen des Bil- 
dungsberichts '70 sind in der Frage unzutreffend 
wiedergegeben. 


II. 5. Teilt die Bundesregierung die Ansicht der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, daß indivi- 
duelle Förderung im Interesse des einzel- 
nen Kindes heute von größerer Bedeutung 
ist als die weitere Diskussion über die 
strukturellen Veränderungen des Bildungs- 
systems? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß struk- 
turelle Veränderungen des Bildungssystems, wie 
die Verbesserung des Bildungsangebotes in der 
Hauptschule, mehr Gleichwertigkeit für die beruf- 
liche Bildung, eine Reform des Zulassungsverfah- 
rens zu den Hochschulen und des Studiensystems 
Voraussetzung für die individuelle Förderung im 
Interesse des einzelnen Kindes sind. 


III. Zum Problem Abitur und kein Studium - 
Studium und kein Arbeitsplatz 

Die Fraktion der CDU/CSU versucht den Eindruck 
zu erwecken, als verfüge sie über ein Konzept zur 


Lösung der hochsdiulpolitischen Probleme und als 
könne der Bund ein solches Konzept allein durch- 
setzen. Die Überschrift zu diesem Fragenkomplex 
zeigt, daß die Opposition über ein Konzept nicht 
verfügt: Niemand kann vielen eine Studienchance 
und zugleich allen Hochschulabsolventen eine Ga- 
rantie für Status und Einkommen versprechen. 


III. 1. Wie steht die Bundesregierung heute zu 
ihrer Aussage in ihrem „Bericht über Sofort- 
maßnahmen zum Abbau des Numerus clau- 
sus" vom 30. Oktober 1970 und zu der Aus- 
sage des damaligen Bundesministers Leus- 
sink in der Sitzung des Bundestages am 
10. Februar 1971, in denen den künftigen 
Abiturienten in Aussicht gestellt wurde, 
„daß wir den Numerus clausus in den mei- 
sten Fächern - und da gilt immer die Aus- 
nahme der Humanmedizin - bis 1975 über- 
wunden haben werden"? 

Die Bundesregierung wiederholt hierzu ihre Ant- 
wort vom 29. November 1973 auf eine nahezu gleich- 
lautende Fragestellung in der Großen Anfrage der 
Fraktion der CDU/CSU betr. Maßnahmen gegen 
den Numerus clausus (Drucksache 7/919); 

„Weder die Bundesregierung noch der damalige 
Bundesminister Prof. Dr. Leussink haben angekün- 
digt, daß bis 1975 außer im Fach Medizin der Nume- 
rus clausus beseitigt werde. 

Das wirkliche Zitat des damaligen Bundesministers 
lautete : 

„Ich darf hier nochmals der Hoffnung Ausdruck ver- 
leihen, daß wir den Numerus clausus in den mei- 
sten Fächern - und da gilt immer die Ausnahme der 
Humanmedizin - bis 1975 überwunden haben wer- 
den . . . 1970 war der erste größere Sciiritt ... in 
Richtung auf das Zwischenziel, nämlich bis 1975 
Studienplätze für 680 000 Studenten im Gesamthoch- 
schulbereich zu schaffen." 

Der damalige Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft hat danach einen Ausbau der Hochschulen 
angekündigt, mit dem bis 1975 im Hochschulbereich 
Studienplätze für 680 000 Studenten zur Verfügung 
stehen sollten. Dieses Ziel wird auch tatsächlich 
mindestens erreicht. Die jedoch damit verbundene 
und von Prof. Dr. Leussink damals ausgesprochene 
„Hoffnung", den Numerus clausus in den meisten 
Fächern bis 1975 zu überwinden, kann sich nicht er- 
füllen, weil die Zahl der Studenten und Studienbe- 
werber durch eine Vielzahl von Umständen, insbe- 
sondere die Eröffnung weiterer Hochschulzugangs- 
möglichkeiten, die Verlängerung der Verweilzeiten, 
die Erhöhung der Zahl der Zweitstudien u. a. m. ra- 
scher angestiegen ist, als die 1970 vorliegenden 
Prognosen und Statistiken erwarten ließen. " 

Tatsächlich standen 1975 rund 700 000 Studienplätze 
zur Verfügung. Das 1970 genannte Ziel für den 
Hochschulausbau wurde damit erreicht. Im übrigen 
wird auf die Ausführungen unter E. b) verwiesen. 
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III, 2, Wie vereinbart es die Bundesregierung mit- 
einander 


III. 4, Teilt die Bundesregierung die Ansicht der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, daß die von 
der Bundesregierung über Jahre hinweg ge- 
wollten, von einigen Ländern praktizierten, 
dann aber vom Hochschulrahmengesetz 
nicht übernommenen Mitbestimmungsrege- 
lungen in den Hochschulgremien und der 
von den Koalitionsparteien jahrelang mit 
unterstützte Widerstand gegen Regelstu- 
dienzeiten mit dafür verantwortlich waren, 
daß die Studienreform, insbesondere die 
Entwicklung kürzerer Studiengänge ent- 
sprechend dem Bildungsgesamtplan, nicht 
vorangekommen ist? 


— einerseits im Bildungsbericht 70 anzu- 
streben, daß 50 V. H. eines Altersjahr- 
gangs die Hochschulberechtigung erwer- 
ben, aber nur die Hälfte von ihnen einen 
Studienplatz erhalten sollte, 

— andererseits in Aussicht zu stellen, bis 

1975 werde es abgesehen vom Fach 
Humanmedizin einen Numerus clausus 
an den deutschen Hochschulen nicht 
mehr geben, 

— und schließlich jetzt in der im Februar 

1976 vom Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft vorgelegten sogenann- 
ten „Bildungspolitischen Zwischenbilanz" 
zu erklären, die Entwicklung der ver- 
gangenen Jahre im Hochschulbereich sei 
u. a. dadurch gekennzeichnet gewesen, 
daß „die Universitäten auf die wachsen- 
den Studentenzahlen weitgehend unvor- 
bereitet waren. Der Übergang zur »Mas- 
senuniversität' ist auch heute weder in- 
haltlich noch organisatorisch vollzogen"? 

Die Bundesregierung stellt unter Hinweis auf die 
Antwort zur vorstehenden Frage und die einleiten- 
den Ausführungen fest, daß sie aufgrund unzutref- 
fender Interpretationen vermuteten Widersprüche 
nicht bestehen. Sie verweist ergänzend auf die Aus- 
führungen des Generalsekretärs der CDU vor der 
Bundesdelegiertenkonferenz des RCDS, der von 
einer „völlig desolaten" Hochschulorganisation ge- 
sprochen hat. Die Bundesregierung macht sich diese 
pauschale Formulierung des Generalsekretärs der 
CDU nicht zu eigen, unterstreicht jedoch die zitier- 
ten Ausführungen in der „Bildungspolitischen Zwi- 
schenbilanz" des Bundesministers für Bildung und 
Wissenschaft. 


III. 3. Teilt die Bundesregierung die Ansicht der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, daß der zu- 
nehmende Numerus clausus zu einem in- 
humanen Leistungsdruck in der Schule bei- 
getragen hat? 

Einleitend ist dargelegt, daß die enge Koppelung 
von Notendurchschnitt und Zulassungschance nicht 
nur zu einer Zunahme des Leistungsdrucks und 
einer Veränderung des Arbeitsklimas, sondern auch 
dazu beiträgt, daß Schüler ihr Lernprogramm in der 
Oberstufe weniger an ihren Neigungen als am No- 
tenkalkül orientieren. Im Hochschulrahmengesetz ist 
deshalb vorgesehen, daß in Fächern mit besonders 
hohem Bewerberüberhang ein „Besonderes Aus- 
wahlverfahren'' eingeführt wird, in dem neben dem 
Abitur das Ergebnis einer besonderen Eignungsfest- 
stellung für die Zulassung maßgeblich sein soll. Die 
Bundesregierung stellt mit Bedauern fest, daß die 
Opposition trotz ihrer hier formulierten Ansicht be- 
sondere Eignungsfeststellungen an anderer Stelle 
als „Aushöhlung des Abiturs" bezeichnet. Auch hier- 
in wird die Widersprüchlichkeit der Haltung der 
Opposition zu hochschulpolitischen Fragen deutlich. 


Hinsichtlich der Regelstudienzeiten kann die Bun- 
desregierung diese Ansicht schon deshalb nicht tei- 
len, weil das Hochschulrahmengesetz in der vom 
Deutschen Bundestag am 12. Dezember 1974 mit den 
Stimmen der Koalitionsparteien, jedoch gegen die 
Stimmen der Opposition verabschiedeten Fassung 
ihre Einführung enthielt. Die Verzögerung des In- 
krafttretens des Hochschulrahmengesetzes ist nicht 
von der Bundesregierung zu vertreten, die ihren 
Entwurf im Sommer 1973 vorgelegt hat. 

Die Bundesregierung hält Mitwirkung und Mitbe- 
stimmung der Hochschulmitglieder für notwendig, 
wenn Motivation, Engagement und Sachkenntnis 
aller Gruppen an den Hochschulen aktiviert und ge- 
nutzt werden sollen. 

Einen Zusammenhang zwischen Mitbestimmungs- 
regelungen und Voranschreiten der Studienreform 
sieht die Bundesregierung keinesfalls in dem Sinne, 
daß die Studienreform dort weiter vorangekommen 
wäre, wo es weniger Mitbestimmung gibt. Eher ist 
das Gegenteil richtig. Insofern stimmt die Bundes- 
regierung der Ansicht der CDU/CSU-Fraktion auch 
im Hinblick auf die Mitbestimmung nicht zu. 

Nach § 61 Abs. 2 HRG sollen Kollegialorgane ihre 
Beratungen und Entscheidungen auf Angelegenhei- 
ten von grundsätzlicher Bedeutung beschränken. 
Die Studienreform ist zweifelsfrei eine solche Ange- 
legenheit. Die Anwendung der Bestimmung kann 
Zeit und Kraft für die Studienreform freisetzen. Da- 
für ist jedoch Voraussetzung, daß die im HRG vor- 
gesehenen Studienreformkommissionen rasch von 
den Ländern eingesetzt werden und ihre Arbeit auf- 
nehmen. 


III. 5. Was gedenkt die Bundesregierung den 
Studierenden zu empfehlen, die keinen 
Studienplatz erhalten können, bzw. welche 
attraktiven Ausbildungsmöglichkeiten im 
tertiären Bereich für Abiturienten ohne 
Studienplatz hat sie bisher gefördert? 

III. 6. Teilt die Bundesregierung die Ansicht der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, daß es er- 
forderlich ist, attraktive Ausbilduugsmög- 
lichkeiten für Abiturienten in dualer Form 
zu schaffen, damit künftig nicht die Qualifi- 
kation für viele Berufsfelder ausschließlich 
auf rein studienbezogenen Bildungswegen 
erreicht werden kann? 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung der CDU/ 
CSU-Fraktion, daß den Abiturienten auch neben 
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dem Hochschulstudium attraktive Bildungsgänge an- 
geboten werden sollten. Auf die Antwort zu IL 4 
wird verwiesen. Bund und Länder haben daher im 
Stufenplan zu Schwerpunkten der beruflichen Bil- 
dung vereinbart, Leitlinien für berufsqualifizierende 
Bildungsgänge im Tertiären Bereich außerhalb der 
Hochschulen zu entwickeln, das Bildungsangebot zu 
überprüfen und den Bedarf an Absolventen zu er- 
mitteln. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß solche 
Bildungsgänge nicht lediglich als „Ersatzangebot'' 
für Abiturienten konzipiert werden sollten. Sie soll- 
ten vielmehr die notwendige Neugestaltung der 
Oberstufe einschließlich der beruflichen Bildung be- 
rücksichtigen und auch Oberstufen-Absolventen of- 
fenstehen, deren Abschlußprofil heute ein Hoch- 
schulstudium nicht unmittelbar ermöglicht. 


III. 7. Welche Maßnahmen hat die Bundesregie- 
rung ergriffen, damit bei Jugendlichen 
unter 18 Jahren, die keine Ausbildungs- 
stelle erhalten oder nicht studieren kön- 
nen, die Eltern vom Staat nicht zusätzlich 
dadurch bestraft werden, daß sie die Steuer- 
begünstigung für Unterhaltsaufwendungen 
und das Kindergeld verlieren? 

III. 8. Teilt die Bundesregierung die Ansicht der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, daß durch 
derartige gesetzliche Regelungen Abiturien- 
ten geradezu nahegelegt wird, in jedem 
Falle den Weg des Hochschulstudiums zu 
gehen, um die genannten Vorteile zu er- 
halten, und daß derartige gesetzliche Rege- 
lungen deshalb zur Verschärfung des Nu- 
merus clausus beitragen? 

Eltern erhalten Kindergeld für alle Jugendlichen un- 
ter 18 Jahren, unabhängig davon, ob sie in Ausbil- 
dung sind oder nicht. Für diese Kinder verlieren die 
Eltern auch keine Steuervergünstigungen für Unter- 
haltsaufwendungen. 

Abiturienten sind heute in der Regel älter als 18 
Jahre und insoweit von Regelungen für Jugendliche 
unter 18 Jahren nicht betroffen. 

Unterhaltsaufwendungen für Kinder, für die ein 
Anspruch auf Kindergeld nicht besteht, können als 
außergewöhnliche Belastung nach § 33 a Abs. 1 des 
Einkommensteuergesetzes berücksichtigt werden. 
Der Höchstbetrag der nach dieser Vorschrift steuer- 
ermäßigend zu berücksichtigenden Aufwendungen 
ist im Rahmen der Steuerreform, der auch die Frak- 
tion CDU/CSU zugestimmt hat, mit Wirkung ab 
1975 auf 3000 DM (vorher: 1200 DM) jährlich ange- 
hoben worden. 


III. 9. Teilt die Bundesregierung die Ansicht der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, daß die Ze- 
mentierung der Berufs- und Laufbahnstruk- 
turen in den letzten Jahren eine entschei- 
dende Ursache für die von der Bundesregie- 


rung in der sogenannten „Bildungspoliti- 
schen Zwischenbilanz" des Bundesministers 
für Bildung und Wissenschaft vom Februar 
1976 beklagten Entwicklung ist, daß die 
Fachhochschulen häufig als Durchgangssta- 
tion zu den wissenschaftlichen Hochschulen 
verstanden werden und bisher für ihre 
eigene Aufgabe, nämlich eine wissenschafts- 
orientierte und praxisbezogene Berufsaus- 
bildung zu verwirklichen, nicht im er- 
wünschten Umfang in Anspruch genommen 
wurden? 

Die Probleme der Entwicklung im Hochschulbereich 
sind mit der in der Frage getroffenen Feststellung 
nicht vollständig beschrieben. 

Das Laufbahnrecht des öffentlichen Dienstes hat sich 
als flexibel genug erwiesen, die Abschlüsse der 
Fachhochschulen den Laufbahnen je nach der erfor- 
derlichen Befähigung zuzuordnen. 

Dabei darf auch nicht der Zielkonflikt übersehen 
werden, der dadurch entsteht, daß einerseits die 
Einsparungsforderungen an den öffentlichen Dienst 
tendenziell Einschränkungen besonders bei den 
höher bewerteten Dienstposten, denen die Qualifi- 
kationsanforderungen von Fachhochschulen und 
Hochschulstudiengänge zugrunde liegen, mit sich 
bringen; andererseits aber die bildungspolitischen 
Bestrebungen dahin gehen, die Aufnahmefähigkeit 
des Beschäftigungssystems für Absolventen unter- 
schiedlicher Studiengänge des Tertiären Bereiches 
elastischer zu gestalten. Zugleich muß vermieden 
werden, daß Absolventen des Tertiären Bereichs 
den Absolventen des Sekundarbereichs die durch 
eine stärkere Durchlässigkeit eröffneten Berufsmög- 
lichkeiten nehmen. 

Die Überprüfung und Neugestaltung der Zuordnun- 
gen zwischen Bildungsabschlüssen des Tertiären Be- 
reichs und den Regeleinstiegen im öffentlichen 
Dienst im Zuge der Dienstrechtsreform kann darum 
zwar zu einer differenzierteren Chancenverteilung 
für diesen Bereich beitragen, besonders wenn Fach- 
hochschulstudiengänge beruflich wettbewerbsfähi- 
ger gestaltet und zugeordnet werden und zugleich 
die Durchlässigkeit im Laufbahnsystem weiter 
verbessert wird. Eine erhebliche quantitative Ent- 
lastung des Tertiären Bereichs insgesamt läßt sich 
aber nur im Rahmen größerer gesamtgesellschaft- 
licher Entwicklungen unter Einbeziehung aller Be- 
reiche des Bildungs- und Beschäftigungssystems er- 
reichen, indem Bildungs- und Berufswege aller Art 
und Stufen eine möglichst wettbewerbsfähige Aus- 
richtung finden. Dazu werden auch anforderungs- 
und leistungsgerechte Veränderungen überkomme- 
ner Bezahlungsstrukturen beitragen können. 


III.IO. Warum hat die Bundesregierung keine ge- 
setzlichen Regelungen getroffen, die den 
Zugang zu höheren Verantwortungsberei- 
chen im öffentlichen Dienst den veränder- 
ten Bildungsgängen anpassen? 

Sobald im Zuge der künftigen Entwicklungen sich 
eine inhaltliche Neugestaltung von Bildungsgängen 
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abzeichnet (z. B. neue 3jährige Studiengänge), kann 
derartigen Veränderungen im Sinne der Fragestel- 
lung durch die im Entwurf des Aktionsprogramms 
zur Dienstrechtsreform vorgesehenen zusätzlichen 
Einstiegsmöglichkeiten und verbesserte Durchläs- 
sigkeit zwischen den Laufbahnen Rechnung getragen 
werden. Auf die Ausführungen in den Antworten 
zu I. 10 und III. 9 wird verwiesen. 


III.ll. Warum ist die Bundesregierung nicht den 
wiederholten Vorschlägen der Union zu 
kostenneutralen Schritten in diese Richtung 
gefolgt? 

Die in den Vorschlägen der CDU/CSU-Fraktion auf- 
gegriffenen Vorstellungen der Bundesregierung über 
die Notwendigkeit von Funktionsverlagerungen 
(-abschichtungen) im Zusammenhang mit der Ein- 
führung der Fachhochschulausbildung für den ge- 
hobenen nicht-technischen Dienst sind konsequent 
weiterverfolgt worden. Dieses Ziel ist ausdrücklich 
auch in der Begründung zum Entwurf eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung beamtenrechtlicher Vor- 
schriften (Drucksache 7/2204) genannt und wird von 
der Bundesregierung unter Berücksichtigung des 
Grundsatzes der Kostenneutralität weiter angestrebt 
werden. 


IV. Zu den Chancen für leistungsschwache und 
behinderte Jugendliche 

Die Bundesregierung sieht in der dauerhaften Ein- 
gliederung behinderter Jugendlicher in die Gesell- 
schaft eine zentrale sozial- und bildungspolitische 
Aufgabe. Mit ihrem „Aktionsprogramm Rehabilita- 
tion" hat die Bundesregierung 1970 den Schritt von 
mehr oder weniger unverbundenen Einzelmaßnah- 
men zu einem geschlossenen Programm vollzogen. 
Die Länder haben durch den nachhaltigen Ausbau 
der Sonderschulen eine erhebliche Verbesserung der 
Förderung von behinderten Schülern und Schülern 
mit abweichendem Lernverhalten erreicht. Die Zahl 
der Schüler in Sonderschulen hat sich von 1965 bis 
1974 auf 385 500 verdoppelt. Die Betreuung der 
Sonderschüler wurde erheblich verbessert; die Zahl 
der Sonderschüler, die im statistischen Mittel von 
einer Lehrkraft betreut werden, sank von 17,7 im 
Jahr 1965 auf 12,4 im Jahre 1974. 

Der Ausbau moderner Rehabilitationsstätten seit 
1969, der von einer wesentlichen Verbesserung der 
gesetzlichen Grundlagen für die Wiedereingliede- 
rung Behinderter begleitet wurde, hat dazu beige- 
tragen, daß die berufliche Bildung Behinderter heute 
zum wesentlichen Bestandteil einer modernen beruf- 
lichen Rehabilitation geworden ist. 

In einem Programm von Bund und Ländern ist der 
Bau von zunächst etwa 6000 Ausbildungsplätzen in 


20 Berufsbildungswerken für Jugendliche und 1 1 000 
Plätzen in 21 Berufsförderungswerken für Erwach- 
sene vorgesehen. 16 Berufsförderungswerke sind 
inzwischen fertiggestellt worden oder befinden sich 
im Bau. Die Zahl der jährlich von den Trägern be- 
willigten Maßnahmen der beruflichen Rehabilita- 
tion von mehr als 6 Monaten Dauer stieg von rund 
11 000 im Jahre 1969 um über 100 Prozent auf über 
23 000 im Jahre 1973. 

Im 1975 von Bund und Ländern beschlossenen 
„Stufenplan zu Schwerpunkten der beruflichen Bil- 
dung" ist der Ausbau schulischer Angebote berufs- 
befähigender Bildungsgänge auf 20 000 Plätze bis 
1978 vorgesehen. Die Zahl der Teilnehmer an den 
von der Bundesanstalt für Arbeit finanziell getra- 
genen Förderungslehrgängen zur Vorbereitung auf 
die Berufsausbildung ist von 1100 im Jahre 1968/ 
1969 auf 11 200 im Juli 1975 gestiegen. Auf das unter 
C. d) dargestellte Sofortprogramm zur Bekämpfung 
der Jugendarbeitslosigkeit wird hingewiesen. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
hat 1975 einen Bericht über „Körperbehinderung 
und Studium" vorgelegt. Behindertengerechte 
Wohngelegenheiten sind eine wesentliche Voraus- 
setzung für das Studium Schwerbehinderter. Nach 
Marburg und Regensburg erhält gegenwärtig Han- 
nover ein Studentenwohnheim für Schwerbehin- 
derte. 

Auch die medizinischen und sozialen Leistungen als 
Voraussetzung der Rehabilitation wurden entschei- 
dend verbessert und die Errichtung einer größeren 
Zahl von überregionalen bzw. modellhaften Reha- 
bilitationsstätten in diesem Bereich mit finanzieller 
Hilfe des Bundes gefördert. Nach dem Berufsbil- 
dungsgesetzentwurf soll erstmals die Ausbildung 
der Behinderten voll in das berufliche Bildungs- 
wesen integriert werden. 


IV. 1. Ist die Bundesregierung bereit, die Bemü- 
hungen beispielsweise der Tarifpartner, des 
Handwerks, der Bundesanstalt für Arbeit 
u. a. zu unterstützen, eine bestimmte Quote 
bzw. einen größeren Anteil des Ausbil- 
dungsplatzangebots für behinderte und 
leistungsschwache Jugendliche zur Verfü- 
gung zu stellen? 

Die Bundesregierung verweist hierzu auf ihre Ant- 
wort vom 3. Oktober 1975 (Drucksache 7/4095) auf 
die Kleine Anfrage von Abgeordneten und der Frak- 
tion der CDU/CSU betreffend Ausbildungschancen 
für behinderte Jugendliche. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß je- 
dem Jugendlichen die Möglichkeit zu einer qualifi- 
zierten Berufsausbildung geboten werden muß. Sie 
hat daher stets darauf geachtet, daß für die Aus- 
bildung in anerkannten Ausbildungsberufen recht- 
lich keine Eingangsvoraussetzungen festgelegt wur- 
den. Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, diese 
Praxis zu ändern. 

Die Bereitschaft der Wirtschaft, Ausbildungsplätze 
für leistungsschwache Jugendliche zur Verfügung 
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zu stellen, wird gestärkt, wenn diese Jugendlichen 
aufgrund vorberuflicher Förderung für die Ausbil- 
dung befähigt worden sind. Solche Förderungsmaß- 
nahmen unterstützt die Bundesregierung seit lan- 
gem. Auf die einleitenden Ausführungen wird ver- 
wiesen. 

Festzustellen ist, daß in den vergangenen Jahren 
der Anteil der Jugendlichen ohne Ausbildungsver- 
trag am Altersj ahrgang ständig gesunken ist. Die 
Bundesregierung begrüßt und fördert diese Ent- 
wicklung, die dadurch erschwert wird, daß der An- 
teil der Jugendlichen ohne Hauptschulabschluß am 
Altersjahrgang in den vergangenen Jahren nahezu 
unverändert geblieben ist und heute nahezu dreimal 
so hoch liegt wie der Anteil der Jugendlichen ohne 
Ausbildungsvertrag. 


IV. 2. Teilt die Bundesregierung die Ansicht der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, daß Ausbil- 
dungsplätze vermehrt jedem zugänglich sein 
müssen, also auch den Behinderten und 
Leistungsschwachen, und wie gedenkt die 
Bundesregierung, dies sicherzustellen? 

Die Bundesregierung teilt diese Ansicht der CDU/ 
eSU-Bundestagsfraktion. Auf die einleitenden Aus- 
führungen und die Antwort zur vorstehenden Frage 
wird hingewiesen. 


IV. 3. Welche Maßnahmen hat die Bundesregie- 
rung ergriffen, um Ausbildungsberufe zu 
schaffen oder anzuerkennen, die auch be- 
hinderten Jugendlichen zugänglich sind, um 
eine wirksame berufliche Bildung auch für 
diesen Personenkreis zu ermöglichen? 

IV. 4. Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
weitere Berufsbilder so zu gestalten, daß 
sie auch behinderten oder leistungsschwa- 
chen Jugendlichen zugänglich sind? 

Nach dem geltenden Berufsbildungsrecht ist die 
Ausbildung Jugendlicher in anerkannten Ausbil- 
dungsberufen vorgesehen. Wenn und soweit eine 
Behinderung im Sinne des § 48 BBiG vorliegt, kann 
von diesem Grundsatz abgewichen werden. Auf der 
Grundlage des § 48 BBiG sind in den letzten Jahren 
zahlreiche Regelungen der zuständigen Stellen für 
die Ausbildung Behinderter erlassen worden. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß mit 
allen geeigneten Mitteln versucht werden sollte, 
auch Behinderte in den bestehenden anerkannten 
Ausbildungsberufen auszubilden. Das vom Deut- 
schen Bundestag verabschiedete Berufsbildungsge- 
setz sieht jedoch in Abänderung des geltenden 
Rechts ausdrücklich auch die Möglichkeit des Er- 
lasses besonderer Ausbildungsordnungen für Be- 
hinderte vor. 


IV. 5. Ist die Bundesregierung jetzt endlich bereit, 
die Vorschläge der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion aus ihrem Dringlichkeitsprogramm 
zur Überwindung des Lehrstellenmangels 
und zur Verringerung der Jugendarbeits- 
losigkeit zugunsten behinderter und lei- 
stungsschwacher Jugendlicher endlich zu 
verwirklichen (vgl. Antrag der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion vom 31. Januar 1975 
Teil II, C. 1. bis 3. - Drucksache 7/3196)? 

Die Anstrengungen von Bund und Ländern für die 
Ausbildung Behinderter sind beträchtlich. Auf die 
vorstehenden Ausführungen wird Bezug genommen, 
sowie auf die Antwort der Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage Drucksache 7/4095. 


V, Zu den Auswirkungen der Wirtschafts- und 
Finanzpolitik der Bundesregierung auf die 
Bildungsfinanzierung 

Mit welchen realen Wachstumsraten des 
Bruttosozialprodukts rechnet die Bundes- 
regierung in den Jahren bis 1980, und 
welche realen Wachtumsraten wären not- 
wendig, 

— um die Zielvorgaben des Bildungs- 
gesamtplans in der vorgesehenen Zeit 
zu realisieren, 

— um das „Ausbauprogramm" des mittel- 
fristigen Stufenplans in der vorgesehe- 
nen Zeit zu realisieren, nachdem die da- 
für als notwendig erachteten realen Stei- 
gerungsraten des Bruttosozialprodukts 
in den vergangenen beiden Jahren nicht 
erreicht worden sind, 

— um das „Ausbauprogramm" und das 
„Prioritätenprogramm" des mittelfristi- 
gen Stufenplans in der vorgesehenen 
Zeit zu realisieren, obwohl die Entwick- 
lung des Bruttosozialprodukts in den 
vergangenen beiden Jahren hinter den 
dem Finanzierungskonzept zugrunde lie- 
genden Steigerungsraten des Brutto- 
sozialprodukts deutlich zurückgeblieben 
ist? 

Auf die Antwort zur Frage I. 1 wird Bezug genom- 
men. 

Die Bundesregierung hat in den vergangenen zwei 
Jahren viermal, zuletzt im Juli 1975, auf Anfragen 
der CDU/CSU-Fraktion zur Finanzierung der Bil- 
dungsausgaben geantwortet. In ihrer Einschätzung 
und den grundsätzlichen Aussagen hat sich nichts 
geändert. 

Im Jahre 1975 erreichten die Bildungsausgaben eine 
Höhe von rund 58 Mrd. DM (Nettoausgaben) und 
lagen damit um etwa 30 v. H. höher als 1973 (44,4 
Mrd. DM). Wenn auch wegen der konjunkturell be- 
dingt langsameren Zunahme des Bruttosozialpro- 
dukts der Anteil der Bildungsausgaben am Brutto- 
sozialprodukt 1975 mit 5,6 v. H. rechnerisch über- 
höht war, so bleibt festzuhalten, daß er deutlich 
über den Werten des Kosten- und Finanzierungs- 
plans für 1978 (5,0 v. H. - 5,2 v. H.) lag. 

Die erheblich gestiegenen finanziellen Aufwendun- 
gen haben sich in realen Verbesserungen in vielen 
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Bereichen des Bildungswesens niedergeschlagen. Mit 
dem Kosten- und Finanzierungsplan haben die Re- 
gierungschefs von Bund und Ländern ihre Planvor- 
stellungen und Ziele für den weiteren Ausbau des 
Bildungswesens bis 1978 festgelegt. Die bisherige 
Entwicklung gibt aus heutiger Sicht keinen Anlaß, 
daran zu zweifeln, daß dieser Stufenplan in seinen 
wesentlichen Zielsetzungen realisiert werden kann. 
Zweifel könnten dann entstehen, wenn die Vor- 
schläge der Bundesregierung zu einer dauerhaften 
Verbesserung der Haushaltsstruktur nicht verwirk- 
licht würden. 

Die Bundesregierung hat im Herbst 1975 die Projek- 
tion der mittelfristigen gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung bis zum Jahr 1979 vorgelegt. Dabei wurde 
von einer jahresdurchschnittlichen Zuwachsrate des 
realen Bruttosozialprodukts 3 bis 3,5 v. H. ausge- 
gangen. Wenn man von der inzwischen realisierten 
Entwicklung im Rezessionsjahr 1975 ausgeht, so er- 
geben sich für die Restjahre 1976 bis 1979 jahres- 
durchschnittliche Zuwachsraten für das Bruttosozial- 
produkt von real 4,5 v, H. bis 5 v. H. Sie bilden die 
Grundannahmen, die neben anderen Faktoren bei 
der Festsetzung der Höhe der öffentlichen Haushalte 


und damit auch der künftigen öffentlichen Bildungs- 
ausgaben zugrundezulegen sind. 

Die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
sollte auf Vorschlag des Bundes noch in diesem Jahr 
Zwischenbilanzen zu den Stufenplänen vorlegen. Sie 
sollten eine Gegenüberstellung von Planzielen und 
Planvollzug beinhalten und damit als Entschei- 
dungsgrundlage für die weiteren Maßnahmen die- 
nen. Die von der Union regierten Länder haben je- 
doch am 5. April 1976 diesen Vorschlag nur zum Teil 
akzeptiert, so daß eine kritische Überprüfung der 
Verwirklichung dieser Planungen außerordentlich 
erschwert wird. 

Unabhängig hiervon betont die Bundesregierung er- 
neut, daß sie angesichts der angespannten Lage der 
öffentlichen Haushalte eine zentrale Aufgabe in 
einem effizienteren Einsatz der Mittel, in Rationali- 
sierungsmaßnahmen und vor allem im Ausschöpfen 
sämtlicher personeller und räumlicher Kapazitäts- 
reserven in allen Bildungsbereichen sieht. Sie ver- 
spricht sich in dieser Hinsicht wesentliche Fort- 
schritte auch aus dem von den Regierungschefs er- 
betenen und zur Zeit in der Bund-Länder-Kom- 
mission für Bildungsplanung erstellten Effizienzbe- 
richt. 



